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Zu Green Economy gibt es viele unterschiedliche Interpretationen. Gemeinsam ist allen,
dass die industrielle Produktion energie- und ressourceneffizienter werden muss – und der
Konsum entsprechend umweltgerechter. Weitergehende Ansätze verbinden Green Economy
nicht nur mit Ressourcenschonung, sondern auch mit Armutsbekämpfung und sozialer
Gerechtigkeit. Dass die Wirtschaft dabei immer weiter wachsen muss, wird jedoch selten
infrage gestellt. Noch seltener finden sich in den »grünen« Konzepten eine grundlegende
Kritik am aktuellen Wirtschaftssystem und die Idee einer umfassenden ökologisch-sozia-
len Erneuerung der Gesellschaft. Und fast überall fehlen die Geschlechterperspektive und
das Ziel, die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung aufzuheben und die meist »weiblich«
definierten personenbezogenen Dienstleistungen, die unbezahlte Sorgearbeit sowie die
Entwicklungs- und Gemeinwesensarbeit in eine ökologisch verträgliche und nachhaltige
Wirtschaftsplanung einzubeziehen.
Diese weißen Flecken in den grünen Konzepten haben den Deutschen Frauenrat, politi-
sche Interessenvertretung von mehr als fünfzig bundesweit aktiven Frauenverbänden
und -gruppen gemischter Verbände, veranlasst, sich aktiv am Projekt Green Economy
Gender_Gerecht zu beteiligen. Denn es geht um weit mehr als das Begrünen eines nicht-
nachhaltigen Wirtschaftssystems, um mehr als eine »grüne« Produktion. Eine wirklich
grüne oder nachhaltige Wirtschaft muss die Themen verknüpfen, die bisher nicht verbun-
den waren: Produktion und Reproduktion. Diese Verknüpfung haben wir mit unserem
Eckpunktepapier zur Green Economy (vgl. S. 12) geleistet. Darin geht es um die Aufwer-
tung der Care-Perspektive für Mensch und Natur, um veränderte Produktions- und Konsum-
muster, um bessere öffentliche Versorgungsstrukturen – etwa in der Pflege, in der Gesund-
heitsversorgung und der Kinderbetreuung –, um mehr Partizipation und Gestaltungsmög-
lichkeiten und gegen die Privatisierung von öffentlichen und lebensnotwendigen Gütern –
zum Beispiel durch Patentierung von Saatgut, Privatisierung von Wasser, Börsenspekula-
tionen mit Lebensmitteln. Wir fordern die Gestaltung des Transformationsprozesses durch
politische Steuerung über die öffentlichen Haushalte und das Steuersystem, über stärker
ökologisch und sozial ausgerichtete Subventionen, einen neuen öffentlichen Diskurs zum
Thema und die Neudefinition des Wohlstandsbegriffes nach anderen Kriterien.

Als Lobby der Frauen haben wir uns intensiv mit der Green Economy und ihren Leerstellen
aus Geschlechterperspektive beschäftigt: mit einer Ausgabe unserer Zeitschrift FrauenRat,
in unseren Mitgliedsverbänden, bei einem Parlamentarischen Frühstück und Arbeitsge-
sprächen auf Ministeriumsebene sowie innerhalb der Europäischen Frauenlobby. Jetzt
muss es darum gehen, die gesellschaftliche Debatte zu verbreitern und damit den Wandel
voranzutreiben, der notwendig ist, um aus dem Projekt grüner Wirtschaft ein für die Ge-
sellschaft nachhaltiges und lebenswertes zu machen. Anregungen, wie dieses Projekt aus-
sehen könnte, gibt es in diesem Heft viele.

Kira Stein
Vorstandsmitglied des Deutschen Frauenrates
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Vorwort

Die weißen Flecken der
»grünen« Wirtschaft



Im Vorfeld und während der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro
1992 wurde viel diskutiert über die Notwendigkeit, soziale, ökologische und ökonomische
Fragen zusammenzudenken, um allen Menschen ein gutes Leben zu ermöglichen und Ge-
rechtigkeit innerhalb und zwischen den Generationen herzustellen. Doch 20 Jahre später
haben sich die globalen Trends nicht verbessert, sondern verschlechtert.

»Green Economy« lautet heute das Zauberwort, mit dem die internationale Staatenge-
meinschaft nun die großen Krisen unserer Zeit bewältigen will – von der Ressourcenver-
knappung über den Klimawandel bis hin zur steigenden Armut. Ende Juni 2012 fand,
wiederum in Rio de Janeiro, die Rio+20-Konferenz statt, die Green Economy als eines von
zwei Schwerpunktthemen auserkoren hatte. Die internationale Frauenbewegung war und
ist, wie schon vor zwei Jahrzehnten, hoch motiviert und engagiert, ihre Sichtweisen ein-
zubringen. Aber wie wird das Thema in Deutschland von Frauen(organisationen) wahrge-
nommen?

Eine Vielzahl von Veranstaltungen und Veröffentlichungen unterschiedlichster Akteure –
von den Grünen und der Heinrich-Böll-Stiftung über die Gewerkschaften bis hin zu Indus-
trieverbänden – haben in den beiden vergangenen Jahren die Green Economy oder den
Green New Deal diskutiert. Mögen die Ansätze auch unterschiedlich sein, eines war allen
gemeinsam: Die Diskussionen fanden deutlich männlich dominiert und fast vollständig un-
ter Ausschluss von Frauen statt. Zwangsläufig drängte sich damit die Frage auf, ob unsere
Zukunft einmal mehr von Männern mit ihrer häufig auf Erwerbswirtschaft und Wachstums-
zahlen verengten Sichtweise bestimmt werden soll. Das würde bedeuten, dass die Green
Economy wieder vorrangig auf Güterproduktion und hier speziell auf Umweltwirtschaft
bezogen würde, während die gesamte Versorgungswirtschaft – bezahlt und unbezahlt –
außen vor bliebe. Damit würden die vorherrschenden ökonomischen Paradigmen nicht in-
frage gestellt und blieben im System verhaftet. Von Transformation keine Spur.

Anlass genug, um gemeinsam mit Frauenorganisationen wie dem Deutschen Frauenrat und
Expertinnen aus Ökonomie, Umwelt und Gender die Diskussion voranzutreiben und unter
die Frauen zu bringen. Von genanet – der Leitstelle Gender, Umwelt, Nachhaltigkeit –
initiiert und von Bundesumweltministerium und Umweltbundesamt finanziell unterstützt
konnte das Projekt G3: Green Economy Gender_Gerecht im Frühjahr 2011 seine Arbeit auf-
nehmen. Lücke und Unterstrich sollen bei der Schreibweise ausdrücken, dass Gerechtigkeit
für jeden Menschen angestrebt und nicht auf Geschlechtergerechtigkeit begrenzt verstan-
den wird.

Wir möchten in dieser Broschüre die Inhalte des Diskussionspapiers darstellen, Hinter-
grundinformationen bereitstellen und Praxisbeispiele vorstellen – auch in der Hoffnung,
das Interesse der Leser_innen für die Green Economy allgemein und deren Genderaspekte
im Besonderen zu wecken und dies als Anstoß zu nehmen, in eigenen (Frauen-)Zusam-
menhängen weiterzudiskutieren.
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Einleitung

Nicht ohne Frauen – nicht ohne
Gerechtigkeit!
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Green Economy? Green Economy!
Jeder Prozess hat seine Hürden. Beginnen wir mit diesen. Hürde Nr. 1: Begrifflichkeiten.
Gleich zu Beginn stand eine schwerwiegende Entscheidung an, die uns bis heute mehr
oder weniger intensiv begleitet: Wenn wir die eingeschränkten und einseitigen Konzepte
der Green Economy kritisieren, können wir dann denselben Begriff nutzen? Oder umge-
kehrt: Wie grenzen wir uns ab, wenn wir ihn benutzen? Durch Anführungszeichen? Durch
erläuternde Fußnoten? Aus pragmatischen Gründen, um anschlussfähig zu bleiben, aber
auch in Ermangelung eines anderen Begriffs, der unsere Perspektiven widerspiegelt, trotz-
dem kurz und knapp ist und mit dem die Menschen, die wir ansprechen wollen, etwas an-
fangen können, haben wir uns entschieden, bei dem Begriff zu bleiben – allerdings mit
anhaltenden Bauchschmerzen und kontinuierlichen Abgrenzungen.

Hürde Nr. 2: der größte oder kleinste gemeinsame Nenner. Der Projektträger genanet und
seine vier Partnerinnen – neben dem Deutschen Frauenrat die Katholische Frauengemein-
schaft Deutschlands, der Frauenpolitische Rat des Landes Brandenburg sowie der Verband
deutscher Unternehmerinnen – sollten sich auf ein gemeinsames Diskussionspapier zur
gender_gerechten Green Economy einigen, das die Grundlage für die weitere Verbreitung
und für Diskussionen innerhalb und außerhalb der beteiligten Organisationen sein sollte.
Die Fachfrauen aus dem Beirat – Prof. Uta Meyer-Gräwe, Prof. Ines Weller, Dr. Gülay Çağlar,
Dr. Friederike Habermann sowie Daniela Gottschlich vom Institut für Nachhaltigkeits-
steuerung der Leuphana Universität Lüneburg – waren nicht nur am Entwurf des Papiers
beteiligt, sondern bereicherten auch die internen Diskussionen. Dass es nicht einfach war,
einen Kompromiss zu finden, der von feministischen Ökonominnen und Wachstumskritike-
rinnen sowie von Unternehmerinnen gleichermaßen getragen wird, muss hier nicht weiter
ausgeführt werden. Trotz aller Schwierigkeiten: Es gibt ein gemeinsames Papier! Sie
finden es auf unserer Webseite www.genanet.de/greeneconomy.html. Es ist seit seiner
Fertigstellung im Herbst 2011 bei vielen Gelegenheiten diskutiert worden, auf Mitglieder-
versammlungen und Jahrestagungen von Frauenverbänden ebenso wie auf nationalen und
internationalen Tagungen zu Nachhaltigkeit, bei einem Parlamentarischen Frühstück im
Bundestag oder bei Treffen von Berufsverbänden. Wie alle Konsenspapiere stellt es den
größtmöglichen gemeinsamen Nenner dar – und bot sich geradezu an, mit zusätzlichen
Stellungnahmen, Eckpunkten und Anmerkungen ergänzt zu werden.

Parallel zu den Diskussionen wurden Hintergrundpapiere erstellt, die einzelne Aspekte
beleuchten sollten, sowie Umsetzungsinitiativen recherchiert, die konkrete Wege in ein
anderes Wirtschaften aufzeigen sollten. Auf Workshops und bei Interviews, mit denen
stärker auf die Praxis fokussiert werden sollte, wurde den Fragen nachgegangen, wo es be-
reits konkrete Umsetzungsbeispiele gibt, wo wir ansetzen oder uns andocken können, was
wir tun können, um die notwendige gesellschaftliche und wirtschaftliche Transformation
voranzutreiben, und wie dabei Geschlechtergerechtigkeit als grundlegende Voraussetzung
einbezogen wird. Ergebnisse dazu finden Sie in diesem Heft.

Ulrike Röhr
Projektleiterin Green Economy Gender_Gerecht

Hürde Nr. 1

Hürde Nr. 2



Beginnen wir mit einer Bestandsaufnahme der Probleme,
die uns gegenwärtig am meisten zu schaffen machen.
Denn so viel ist klar: Ohne deren Lösung werden Wohler-
gehen und soziale Gerechtigkeit für alle Menschen nicht
zu haben sein.

Schwindende Ressourcen

Expert_innen streiten, ob der Höhepunkt der Ölförderung –
»peak oil« genannt – bereits überschritten wurde. Eines
aber steht fest: Wir stehen kurz vor »peak everything« –
dem Rückgang der Verfügbarkeit vieler natürlicher Ressour-
cen. Die Wirtschafts- und Lebensweise der Menschen in
den Industrienationen verbraucht massenhaft Rohstoffe,
verschmutzt Luft, Boden und Wasser, zerstört unwieder-
bringlich Polkappen, Regenwälder und die Vielfalt der
Arten.
Die Klimakrise birgt weltweit unabsehbare Gefahren, die
Herausforderungen sind enorm: Das Ziel internationaler
Klimapolitik, die globale Erwärmung auf 2 °C zu beschrän-
ken, bedeutet in Deutschland eine Reduzierung unseres
jährlichen CO2-Ausstoßes von derzeit durchschnittlich
knapp elf auf weniger als zwei Tonnen pro Kopf bis 2050.
Dabei bleibt unberücksichtigt, dass schon heute Menschen
durch Fluten, Dürren und Stürme infolge des Klimawandels
zu Flüchtlingen werden oder umkommen.
Die Idee eines Wachstums ohne zusätzlichen Ressourcen-
verbrauch hat sich als illusorisch erwiesen: Zwar werden
immer weniger Rohstoffe und Energie benötigt, um ein
Produkt herzustellen; dafür werden aber immer größere
Mengen produziert und konsumiert. Schwellenländer wie
Brasilien, Indien oder China verzeichnen einen rasanten
Anstieg ihrer Wirtschaftsleistung, zudem wächst die Welt-
bevölkerung. Beides geht mit einem zusätzlichen Ver-
brauch an Ressourcen einher.

Zu viel für manche – nicht genug für alle

Doch die ökologischen Probleme sind längst nicht alles –
Stichwort Armut: Weltweit leben 1,2 Milliarden Menschen
am Existenzminimum, 925 Millionen Menschen sind nach
Angaben der Welternährungsorganisation unterernährt,
rund 30.000 sterben täglich an den Ursachen von Hunger
und Armut. Zwei Milliarden Menschen, so Medico interna-
tional, fehlt der Zugang zu lebenswichtigen Medikamenten,
über 120 Millionen Kinder gehen nicht zur Schule. Dabei
ist Armut kein Schicksal, sondern eine Folge struktureller
Ungleichheit, die unser Wirtschaftssystem produziert.

Gleichzeitig wird es selbst immer anfälliger: Selbst Wall-
Street-Expert_innen halten eine neue Wirtschafts- und
Finanzkrise für unvermeidlich. Doch eine Rettungsaktion
wie beim letzten Mal, als durch öffentliche Kredite in Bil-
lionenhöhe ein Zusammenbruch der Weltwirtschaft gerade
noch abgewendet werden konnte, ist nicht noch einmal
zu finanzieren. Schon heute fehlt uns dieses Geld national
wie international für dringend benötigte Investitionen
in Bildung, Sozialsysteme und den ökologischen Umbau;
stattdessen wird der Handlungsspielraum der meisten
Staaten immer kleiner.

Dabei geht es nicht einmal den Menschen in den reichen
Industrienationen gut. Mehr als 200 Millionen sind nach
Angaben der International Labour Organization erwerbslos
– mit negativen Folgen für ihre ökonomische und soziale
Situation, oft auch für ihre Gesundheit und die Zukunfts-
chancen ihrer Kinder. Wer dagegen Arbeit hat, hat häufig
viel zu viel davon: Allein in Deutschland werden jährlich
2,5 Milliarden Überstunden geleistet, nach einer DGB-Be-
fragung machen über 60 Prozent der Beschäftigten die Er-
fahrung, dass sie in der gleichen Zeit immer mehr leisten
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Dasselbe in Grün?
Warum es so, wie es ist, nicht bleiben
kann – und was dagegen zu tun ist

Wir haben uns gefragt: Wie müsste sie aussehen, eine Wirtschaftsweise, die »menschliches Wohler-

gehen steigert und soziale Gerechtigkeit sicherstellt, während gleichzeitig Umweltrisiken und öko-

logische Knappheiten erheblich verringert werden«? So nämlich definiert das Umweltprogramm der

Vereinten Nationen seit 2011, was Green Economy leisten soll. Wer das ernst nimmt – und wir tun

es! –, ahnt, dass es mit ein paar sparsameren Autos, Windrädern und einer besseren Wärmedäm-

mung für Altbauten nicht getan sein dürfte.
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müssen. Viele Menschen vermissen Zeit, Muße, die Sinn-
haftigkeit ihres Tuns und die soziale Einbettung, kurz:
das, was Lebensqualität eigentlich ausmacht.

Das bleibt nicht ohne Folgen: Die Zahl behandlungsbe-
düftiger Depressionen nimmt zu, nach WHO-Schätzungen
könnten sie bis 2020 weltweit die zweithäufigste Ursache
für gesundheitliche Beeinträchtigungen sein.

Auch die Versorgungsarbeit ist in der Krise. Dabei ist keine
Gesellschaft ohne Fürsorge denkbar. Ohne dass Kinder er-
zogen, Alte betreut und Kranke versorgt werden, sind wir
schlicht nicht lebensfähig. Doch in unserem Wirtschafts-
konzept spielt Care-Arbeit eine marginalisierte Rolle. Als
Erwerbsarbeit ist sie, verglichen mit Tätigkeiten im hand-
werklichen, technischen oder wissenschaftlichen Bereich,
dramatisch unterbezahlt – nachdem sie jahrhundertelang
hauptsächlich von Frauen und fast ausschließlich im Priva-
ten erbracht wurde. Wo gut ausgebildete, erwerbstätige
Frauen sich dieser Zuschreibung heute – berechtigterweise
– entziehen, wird die Verantwortung für Alte, Kranke,
Hausarbeit und Kinder oft kurzerhand an osteuropäische
Pflegekräfte oder lateinamerikanische Haushaltshilfen de-
legiert. Diese Frauen müssen die Tätigkeiten dann oft zu
Hungerlöhnen übernehmen, um ihre eigene Familie durch-
zubringen. Keine faire Lösung.

Nicht mit uns!

Ressourcenkrise, Klimakrise, Finanzkrise, Hungerkrise, Krise
der Versorgungsarbeit – die Entwicklung ist dramatisch.
Für alle Kooperationspartnerinnen beim Projekt Green Eco-
nomy Gender_Gerecht war mit dieser Bestandsaufnahme
klar: Den Weg des materiellen Wachstums, das auf Kosten
anderer Menschen, kommender Generationen, zulasten der
Natur und unseres eigenen Glücks geht, können und wollen
wir nicht weitergehen. Doch was wäre die Alternative?

Die derzeit beliebteste Antwort auf diese Frage lautet: Wir
Konsument_innen haben schließlich die Macht. Indem wir
andere Produkte nachfragen – solche, die sozial und ökolo-
gisch hergestellt sind, weniger Energie und Rohstoffe ver-
brauchen –, zwingen wir die Unternehmen zu einer immer
grüneren Produktion.

Doch stimmt das? In Wirklichkeit tun sich hier schnell
Grenzen auf. Um nur ein Beispiel zu nennen: Es ist derzeit
praktisch unmöglich, in ein Kaufhaus zu gehen und her-
auszubekommen, welche Chemikalien bei der Herstellung
einer beliebigen Jeans zum Einsatz kamen. Erst recht kann
einem niemand sagen, wie hoch der Verbrauch an Boden,
Wasser, Energie, wie lang die Arbeitszeit der Näherinnen
und wie hoch ihr Stundenlohn war – diese Informationen

sind schlicht nicht zugänglich. Bei ökologischer Beklei-
dung stellt sich das Problem auf andere Weise: Zum einen
ist sie nicht überall verfügbar; zum anderen wurden mitt-
lerweile eine so unübersichtliche Vielzahl an Siegeln ins
Leben gerufen, dass sie eher zur Verwirrung als zur tat-
sächlichen Aufklärung von Konsument_innen beitragen.
Deshalb gilt: Zunächst müssen entsprechende Informatio-
nen nach klaren, einheitlichen Kriterien aufbereitet und
zugänglich gemacht werden. Erst dann können Verbrau-
cher_innen bewusste Kaufentscheidungen treffen.
Beispiele wie das EU-Energiesiegel für Elektrogeräte oder
das EU-Biosiegel für Lebensmittel belegen dies.

Gleichzeitig sollte die Macht der Kund_innen jedoch nicht
überschätzt werden. Anders als die Unternehmen oder –
über gesetzliche Regelungen – die Politik können sie näm-
lich nur indirekt, mit ihrem Kauf oder Nicht-Kauf, Einfluss
nehmen. Die Entscheidung, welche Produkte mit welchen
Eigenschaften auf dem Markt angeboten werden, liegt
daher in erster Linie beim Staat und bei der Wirtschaft –
nicht bei den Konsument_innen.

Breite Debatte

Woher könnte sie also kommen und wie könnte sie ausse-
hen, die grundlegende Transformation, die nicht nur unser
Wirtschaften, sondern auch unser Leben betreffen würde,
unsere Begriffe von Wohlstand, Glück, Gerechtigkeit? Um
es gleich zu sagen: Auch wir haben kein Patentrezept dafür
– und sind all denen gegenüber misstrauisch, die behaup-
ten, sie wüssten eines. Was wir stattdessen vorschlagen,
sind breit angelegte öffentliche Debatten und neue For-
men der Partizipation.

Das Gute ist: Wir müssen damit keineswegs bei null begin-
nen. Von der etablierten Wirtschaftswissenschaft – deren



Anteil an den gegenwärtigen Krisen nicht zu übersehen ist
– weitestgehend ignoriert, haben feministische Ökonomin-
nen die letzten zwanzig Jahre genutzt und sich Gedanken
darüber gemacht, wie eine Wirtschaft beschaffen sein
müsste, die sich nicht ausbeuterisch verhält: nicht gegen-
über Frauen, nicht gegenüber den Menschen in den Län-
dern des globalen Südens, nicht gegenüber der Natur und
kommenden Generationen. Was sie entwickelt haben, ist
das zukunftsweisende Konzept einer Care Economy: Jedes
Wirtschaften ist dabei eingebettet in einen sozial-ökologi-
schen Kontext. Ziel sind nicht der monetäre Profit und im-
mer weiteres ökonomisches Wachstum, sondern die Befrie-
digung von menschlichen Bedürfnissen und eine nachhal-
tige Sicherung der Lebensgrundlagen für alle. Kooperation
und Partizipation gehören genauso zu den Prinzipien der
Care Economy wie eine deutliche Verkürzung der Erwerbs-
arbeitszeit und eine gerechte Umverteilung aller gesell-
schaftlich notwendigen Arbeit auf mehr Menschen und
zwischen den Geschlechtern. Last not least: Wo eine grü-
nere Produktion dem Wachstumsdogma und der Steigerung
der Effizienz verhaftet bleibt, setzt Care Economy auch
auf Suffizienz. Sie fragt also nicht nur: Wie können wir
mit weniger Rohstoffen, geringerem Energieeinsatz und
emissionsärmer produzieren? Sondern auch: Was wollen
wir überhaupt herstellen – und was nicht?

Geht nicht? Gibt’s schon!

Die zweite gute Nachricht: Überall auf der Welt bilden sich
mittlerweile Gruppen, Initiativen, Bündnisse, in denen an-
dere Ökonomien und neue Vorstellungen vom guten Leben
bereits erprobt werden: Schenkeläden, in denen weder ge-
kauft noch getauscht wird, aber eben auch nicht maßlos
mitgenommen werden kann; BürgerBusse, bei denen sich
die Bürger_innen selbst hinters Steuer setzen, um andere
mobil zu machen; Landwirtschaftskooperativen von Men-
schen, die gerne gut essen und die entsprechenden Nah-
rungsmittel auch für andere bereitstellen wollen; FabLabs,
in denen das Lernen eine vergnügliche, selbstbestimmte
Sache ist, wo Maschinen gemeinsam genutzt werden und
das Selbermachen den passiven Konsum ersetzt. Einige da-
von möchten wir Ihnen in dieser Broschüre vorstellen und
erläutern, warum wir ihre Herangehensweise für ökologi-
scher, sozialer, geschlechtergerechter, suffizienter halten –
kurz: warum sie aus unserer Sicht Vorbild für ein gutes
Leben und eine Green Economy sein können, die diesen
Namen wirklich verdient.

Der vorliegende Text basiert auf dem Diskussionspapier
und den Hintergrundpapieren zu Care, Konsum und Finanz-
märkten, die im Rahmen des Projektes Green Economy
Gender_Gerecht erstellt wurden. Die Zusammenfassung
besorgte Karin Nungeßer.
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Es ist nicht die Börse, auf die Veronica Díaz sorgen-
voll blickt, wenn sie sich fragt, ob sie ihre drei Kinder am
Abend hungrig ins Bett bringen muss. Und im Grunde ist
es doch die Börse – denn von deren Nachrichten hängt
der Maispreis ab. Aus Mais werden Tortillas gemacht, das
mexikanische Grundnahrungsmittel. Wie Millionen anderer
Mexikaner_innen, die ihre Dörfer verlassen mussten, da sie
der weltweiten Konkurrenz in der Agrarwirtschaft als klei-
ne Landbäuer_innen nicht länger gewachsen waren, lebt
Veronica Díaz im Slum einer großen Stadt im Nordwesten
Mexikos. Noch hat sie einen Job in einer Maquiladora,
einer Weltmarktfabrik. Doch sie weiß, dass sie mit Ende
zwanzig Gefahr läuft, ihre Arbeit zu verlieren – lieber wer-
den die ganz Jungen eingestellt, die sich nicht so schnell
gegen die schlechten Arbeitsbedingungen wehren. Schon
bisher reicht ihr Lohn für nicht viel mehr als Fahrtkosten
und Lebensmittel – wie soll es nun weitergehen, wenn
das Maismehl immer teurer wird? In nur zehn Jahren hat
sich der weltweite Maispreis vervierfacht – und liegt heute
höher als während der berüchtigten Tortillakrise 2008.

Die Krisen an den Finanzmärkten haben seitdem nicht
ab-, sondern zugenommen. Unvorstellbare Summen sind in
das internationale Finanzsystem geflossen, um es vor dem
Kollaps zu bewahren. Allein die acht größten Zentralban-
ken der Welt haben durch die staatlichen Rettungspakete
ihre Bilanzsumme von 2006 auf 2011 um rund 10.000 Mil-
liarden US-Dollar knapp verdreifacht. Danach stellte die
EZB den Geschäftsbanken eine weitere Billion Euro zum
sehr niedrigen Zinssatz von einem Prozent zur Verfügung,
um deren Liquidität weiter zu erhöhen. Ohne diese Finanz-
spritzen wäre das weltweite Finanzsystem möglicherweise
zusammengebrochen – ein Szenario mit kaum vorstellbaren
realwirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen. Doch was
sind die Auswirkungen?

Insgesamt wurden den Banken im Dezember 2011 und
im Februar 2012 Finanzmittel in Höhe von 1.019 Milliarden
Euro zur Verfügung gestellt. Davon tilgten sie zunächst be-
reits bestehende Kredite bei der Zentralbank, um den neu-
en, niedrigeren Zinssatz nutzen zu können – ein Gewinn
für die Banken. Rund die Hälfte des Geldes wurde zu einem
noch niedrigeren Zinssatz bei der EZB »geparkt«. Auf diese
Weise sollte einem Zusammenbruch des Bankensystems der
europäischen Länder vorgebeugt werden, die in die Krise
geraten waren und 2012 Hunderte Milliarden von Euro an
Staatsanleihen zurückzahlen oder bestehende Kredite ver-
längern mussten.

Die Hoffnung der EZB war, dass die Geschäftsbanken
mit dem »billigen Geld« Staatsanleihen der in die Krise
geratenen europäischen Länder aufkaufen und diese damit
stützen würden. Ein lukratives Geschäft: Da die Zinsen auf
diese Staatsanleihen auf bis zu sieben Prozent gestiegen
waren, konnten die Banken bis zu sechs Prozent Reinge-
winn zu erzielen – zulasten der staatlichen Haushalte.
Eine gigantische Umverteilung von öffentlichem zu priva-
tem Vermögen.

Die erhoffte Zinserleichterung für spanische und
italienische Staatsanleihen trat jedoch nur kurzfristig
ein. Nach nicht einmal drei Monaten stiegen die Zinssätze
wieder dauerhaft auf die als bedenklich eingestuften rund
sechs Prozent. Die von den Finanzspritzen beabsichtigte
Ankurbelung der Realwirtschaft blieb weitgehend aus. Weil
die Banken eigene Anleihen im Wert von rund 200 Milliar-
den Euro zurückkauften, wurde bei den früheren Haltern
dieser Anleihen viel Geld frei, das sich neue lukrative In-
vestitionsziele suchte.

Die Folge: Milliarden verließen das Bankensystem und
treiben seitdem sowohl Aktienkurse als auch Rohstoffprei-
se in die Höhe. Londoner Hedgefonds-Manager beispiels-
weise, die mit 20 Prozent geringeren Aktieninvestitionen
als im Vorjahr gestartet waren, erhöhten diese im April
2012 auf 120 Prozent. Sie nahmen also sogar Kredite auf –
offensichtlich kamen sie dank der staatlichen Interventio-
nen nun billiger an Geld für ihre hochriskanten Spekula-
tionen.

Wo es weniger gewinnbringend erscheint, Geld in
Unternehmen der Realwirtschaft als in hochspekulativen
Finanzprodukten anzulegen, steigt die Versuchung, auf
immer unethischere Spekulationen zu setzen. Genau das
geschieht mittlerweile im großen Maßstab: An der Börse
wird auf die Preisentwicklung für Mais, Weizen und andere
Nahrungsmittel gewettet. In der Folge explodieren in
vielen Ländern die Preise für Grundnahrungsmittel.

An diesen Nahrungsmittelspekulationen an den Roh-
stoffbörsen sind viele Menschen in Ländern des globalen
Nordens beteiligt – über spezielle Agrar- oder entsprechen-
de Mischfonds. Aber auch wer in einen Pensionsfonds oder
eine Lebensversicherung einzahlt, beteiligt sich oft, ohne
es zu wissen, an der Spekulation auf steigende Nahrungs-
mittelpreise. Die abendlichen Tortillas für die Kinder von
Veronica hängen von diesen Preisen ab.

Was die Finanzmärkte mit der Leere
im Kochtopf zu tun haben



1. Nachhaltiges Wirtschaften braucht eine neue Gesell-
schaftsphilosophie geteilter und gerechter Sorge (Care-
Ethik). Dafür bedarf es einer neuen Definition dessen,
was gesellschaftlich notwendige Arbeit ist. Diese muss
gerecht zwischen den Geschlechtern und den Genera-
tionen verteilt werden. Damit dies möglich ist, müssen
neue Modelle für die Existenzsicherung entwickelt und
eingeführt werden, sodass sozial verantwortliche und
selbstbestimmte Entscheidungen möglich sind.

2. Der notwendige Transformationsprozess beinhaltet
eine Veränderung der Produktions- und Konsummuster
bei Stärkung regionaler Kreisläufe. Hierzu sind die
Interessen und Handlungsoptionen von Frauen zwin-
gend zu berücksichtigen.

3. Niemand darf von der Nutzung lebensnotwendiger
Ressourcen ausgeschlossen werden durch Patentierung,
z.B. von Saatgut, oder durch Privatisierung, z.B. von
Wasser. Die Ressourcen müssen so genutzt werden,
dass sie auch den zukünftigen Generationen ein gutes
Leben ermöglichen.

4. Öffentliche Versorgungsstrukturen dürfen nicht
dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen bleiben.
Vielmehr müssen Partizipationsmodelle entwickelt
und Rahmenbedingungen geschaffen werden, die
unterschiedliche Interessenlagen berücksichtigen
und faktische Gestaltungsmöglichkeiten sicher-
stellen.

5. Es bedarf einer bewussten Gestaltung der öffentli-
chen Haushalte, die hinwirken auf eine ökologische,
soziale und geschlechtergerechte Nachhaltigkeit.
Gender-Budgeting muss hierfür genutzt werden.

6. Wohlstandsmessung muss künftig andere Dimensionen
einbeziehen als den materiellen Besitz. Sie muss viel-
mehr Gerechtigkeit als entscheidenden Faktor erken-
nen; dabei ist für den Deutschen Frauenrat Geschlech-
tergerechtigkeit ein entscheidendes Kriterium.

7. Wir brauchen einen öffentlichen Diskurs über die
Gestaltung einer zukunftsfähigen Gesellschaft. Dazu
muss die vorhandene Gestaltungskompetenz von
Bürger_innen genutzt und gestärkt werden.

Um all dies zu ermöglichen, bedarf es grundsätzlicher
Änderungen in Haltungen und Handlungen. Eine entspre-
chende Herausforderung bietet das Grundgesetz, z.B. in
Art. 14 GG, der die Sozialverpflichtung des Eigentums for-
muliert, und Art 20a GG, der die natürlichen Lebensgrund-
lagen für die künftigen Generationen schützt.
Der Deutsche Frauenrat sieht sich diesem verpflichtet.

Beschlossen im November 2011 von der
Mitgliederversammlung.

Ein Wirtschaften, dessen einziges Credo das Wachstum ist,
zerstört die Welt, die Atmosphäre und die Lebensgrundla-
gen von Milliarden Menschen weltweit. Die wirtschaftspo-
litische Grundannahme, dass Wachstum automatisch Wohl-
stand oder sogar mehr Gerechtigkeit bringe, hat sich als
falsch erwiesen. Mit Konzepten einer Green Economy su-
chen Wissenschaftler_innen, Politiker_innen und viele in
Nichtregierungsorganisatio-
nen engagierte Bürger_innen
nach Wegen zu einem neuen
Wirtschaften. Allen gemein-
sam ist das Bemühen um
Nachhaltigkeit, Umweltschutz,
Energieeffizienz. Manche ge-
hen weiter und sehen in der
Abkehr vom immerwährenden
Wachstum die Grundlage für

ein zukunftsorientiertes Wirtschaften. Einige sind davon
überzeugt, dass Voraussetzungen für eine umfassende öko-
logisch-soziale Erneuerung die Bekämpfung von Armut und
die Herstellung von sozialer Gerechtigkeit sind. Allen Kon-
zepten fehlt bisher Geschlechtergerechtigkeit als grund-
legende Bedingung eines solchen Wandels. Ob er gelingen
kann, hängt von den tief greifenden Veränderungen ab, die

notwendig sind, damit Frauen und
Männer tatsächlich gleiche Chancen
und Möglichkeiten haben, an allen
Formen gesellschaftlich notwendiger
Arbeit und an der Gestaltung des
Gemeinwesens teilzuhaben. Für die
Nachhaltigkeit Grüner Ökonomie ist
Geschlechtergerechtigkeit ein wich-
tiger Prüfstein.
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Eckpunkte
des Deutschen

Frauenrates
zur Diskussion um

Green Economy
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Überall auf der Welt bilden sich Gruppen, Initiativen, Bündnisse, in denen andere

Ökonomien und neue Vorstellungen vom guten Leben erprobt werden. Wir stellen

auf den folgenden Seiten einige der Initiativen aus dem deutschsprachigen Raum

vor, die beispielhaft für viele andere stehen.

Die in den Beiträgen verwendeten Fotos dienen der thematischen Illustration, sie

stammen nicht durchgängig aus den vorgestellten Initiativen.

Beispielinitiativen



14
Ni

ch
t

ei
nf

ac
h

gr
ün

er
,

so
nd

er
n

an
de

rs
.

Au
f

de
m

W
eg

in
ei

ne
re

ss
ou

rc
en

sc
ho

ne
nd

e
un

d
ge

re
ch

te
Ge

se
lls

ch
af

t

Di
e

Di
ng

fa
br

ik
Kö

ln

Be
is

pi
el

in
it

ia
ti

ve

Selbermachen statt konsumieren

Die Dingfabrik Köln

In der Dingfabrik in Köln-Mülheim ist
Bastel-»Nachmittag«. Der beginnt je-
den Freitag um 19 Uhr und endet tief
in der Nacht. Heute sitzen vier Männer
an ein paar Tischen vor ihren Laptops
und programmieren – sie basteln
sozusagen virtuell. Doch auch ganz
handfest werken kann man hier: An
der Wand hängen mehr als 20 ver-
schiedene Zangen, ein paar Hämmer,
Schraubendreher, Klebeband, Spachtel.
Auf der Werkbank stehen Sägen, in
einem kleinen Raum nebenan gibt es
eine kleine Betonmischmaschine und
eine Tonne mit Reststoffen. Zwischen
jeder Menge Holz finden sich darin
auch alte Festplatten.

Lampen werden hier gebaut, Uhren,
Vogelhäuser, Kerzenständer. Die Ding-
fabrik bietet Know-how und Werk-
zeuge. Bei Workshops und Vorträgen –
kostenlos oder für ein paar Euro – gibt
es neue Kenntnisse, die gleich vor Ort
mit Maschinen und Werkzeugen er-
probt werden können. Aus Restholz
und rostigen Schrauben hat eine So-
zialpädagogin Kinder-Messlatten für
den Türrahmen gebaut, außerdem Tee-
lichtständer aus alten Skiern und Tür-
garderoben, die sie auf der Messe für
nachhaltiges Design Ökorausch in Köln
gezeigt hat. Die Dingfabrikant_innen
setzen auf die Zusammenarbeit zwi-

schen den Disziplinen. Im vergange-
nen Jahr entstand daraus beispiels-
weise die Amöben-Lampe: Der Lam-
penschirm aus Origami-Elementen ist
komplett verkabelt. So öffnet und
schließt er sich elektronisch.

Die Dingfabrik ist ein Verein mit rund
40 aktiven Mitgliedern, zehn Prozent
davon sind Frauen. Gegründet wurde
sie im Juni 2010. Die Idee dazu ent-
stand im Co-Working-Space in Köln-
Mülheim, einer Büroetage, in der sich
Journalist_innen, Programmierer_in-
nen und Künstler_innen tage- oder
stundenweise einen Schreibtisch mie-
ten. Zu den Nutzer_innen gehörte
auch Alexander Speckmann. Er wollte
damals mit ein paar Freund_innen ein
Unternehmen gründen – was für eines,
war noch nicht klar. Dafür brauchten
sie Know-how, und so stellten sie ein
Erwachsenenbildungsprogramm auf
die Beine. Beim ersten Termin gab
es Tipps zu Unternehmensgründungen.
Viele der Nutzer_innen des Co-Wor-
king-Space wollten nicht nur reden,
sondern etwas machen. So entwickelte
sich der Wunsch, gemeinsam einen
Werkraum zu eröffnen und das Werk-
zeug zu teilen. »Irgendwie fiel auch
der Begriff FabLab, ohne dass wir
genau wussten, was das bedeutet«,
erzählt Speckmann. Nur ein paar



Wochen später hatten sie den Verein
Dingfabrik Köln gegründet und bezo-
gen die Räume neben dem Co-Wor-
king-Space: Hier sollten Dinge fabri-
ziert werden. »Nicht einfach Möbel
oder Reifen, sondern alle Dinge.«
Speckmann wurde zum ersten Vor-
sitzenden.

Das erste FabLab – Fabulous Labora-
tory – eröffnete Neil Gershenfeld am
Massachusetts Institute of Techno-
logy im Jahr 2002. Die Vision: Jeder
Mensch sollte es einmal so gut haben
wie die Star-Trek-Besatzung – wer ei-
nen Tee will, soll sich nicht erst einen
kochen müssen, sondern lediglich ei-
nen Computer darum bitten, eine Tas-
se mit kochendem Wasser herzustel-
len. 3-D-Drucker sind sozusagen der
erste Schritt, um aus Science-Fiction
Realität werden zu lassen. Auch Laser-
Cutter und computergesteuerte Fräsen
gehören zur FabLab-Technologie. Der
Überbegriff dafür ist Rapid Prototy-
ping – in etwa: schneller Modellbau.

Alle Macht den
Verbraucher_innen

In der FabLab-Charter von Neil
Gershenfeld geht es zum einen um
Gemeinschaft, zum anderen um den
freien Zugang zu Werkzeugen und
Technologien. Wissenschaftler_innen
und Hobbyforscher_innen sollen ge-
meinsam Rapid-Prototyping-Maschi-
nen entwickeln und gemeinschaftlich
nutzen. Die Herstellung von Produkten
soll nicht länger den Unternehmen
überlassen bleiben, jedeR Einzelne
soll zum oder zur Produzierenden
werden. Das soll die Macht zurück zu
den Verbraucher_innen bringen und
die Kreativität fördern.

Die Idee dahinter: Wer selbst etwas
herstellt, weiß es besser zu schätzen.
Dadurch wird es weniger schnell weg-
geworfen, was wiederum die Müllberge
reduziert. FabLabs haben zudem einen
sozialen Aspekt: Auch diejenigen kön-
nen die Werkzeuge nutzen, die sie sich
selbst nicht leisten könnten.
Einige der Werkzeuge hat die Dingfa-
brik geschenkt bekommen – etwa von
Frauen, deren verstorbene Männer ei-
nen Hobbykeller hatten. Sie rufen an,
weil sie im Fernsehen einen Bericht
über den Verein gesehen haben. Inte-
ressieren sich die Dingfabrikant_innen
für das Werkzeug, holen sie es bei den
Spender_innen ab. Die CNC-Fräse ist
die Dauerleihgabe eines Mannes, der
sie nur selten braucht. Und wenn
doch, kommt er ins FabLab und nutzt
sie hier.

Die laufenden Kosten werden über die
Mitgliedsbeiträge getragen. Mehr als
700 Euro im Monat sind es allerdings
in der Regel nicht – Miete inklusive.
Stehen größere Anschaffungen an,
wird darüber im wöchentlichen Plenum
entschieden. So wurde beispielsweise
ein Lötkolben für 250 Euro aus der
Vereinskasse bezahlt. Viele Geräte
zahlen die Mitglieder zwar gemein-
schaftlich, aber aus eigener Tasche.
Am 5.000 Euro teuren Lasercutter
haben sich 18 Personen beteiligt.

»Wenn jemand eine neue Maschine
kaufen will, fragt er im Plenum, wer
daran Interesse hat und wer bereit
ist, wie viel zu geben. Kommt dadurch
ausreichend Geld zusammen, wird das
Ding gekauft«, erläutert Speckmann
das Prinzip. Nutzen können das Gerät
dann alle. Diese Haltung schätzt
Speckmann sehr an seinen Vereins-
kolleg_innen: »Es gibt keine Vorwurfs-
haltung, keinen Streit, weil jemand
weniger bezahlt hat als andere.« Den
meisten gehe es darum, Möglichkeiten
zu schaffen.

Etwa 15 Vereinsmitglieder haben ei-
nen eigenen Schlüssel zu den Räumen
und basteln, wann immer sie Zeit ha-
ben. Ein Unternehmensberater kommt
nach seinem 16-Stunden-Job noch her
und arbeitet bis in die Nacht hinein.
Für die Öffentlichkeit ist das FabLab
nur freitagnachmittags zugänglich.
Dann sieht man hier zwischen acht
und 25 Leute – zu 80 Prozent sind es
Männer. Anders ist das bei den Work-
shops, die die Dingfabrik ebenfalls an-
bietet: Zum Buchbinden, Sticken oder
Betongießen kommen zu 90 Prozent
Frauen, berichtet Speckmann.

Spezielle Angebote für den Kiez gibt
es nicht. »Mich würde es freuen, wenn
sich mehr Leute aus der Stegerwald-
siedlung gegenüber hierher verlaufen
würden«, sagt Speckmann. Doch da
sich die Vereinsmitglieder alle ehren-
amtlich engagieren und sich der Ver-
ein ausschließlich über Mitglieder-
beiträge finanziert, fehlen die finan-
ziellen und personellen Möglichkeiten,
um spezielle Zielgruppen anzuspre-
chen und »abzuholen«.
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Alle Macht den Verbraucher_innen



Etwas haben sich die Dingfabri-
kant_innen im letzten Jahr aber doch
überlegt, um das Publikum zu vergrö-
ßern. Seit Mai bieten sie alle zwei bis
drei Monate sogenannte Repair-Cafés
an. Die Idee kommt aus den Nieder-
landen und ist ebenso simpel wie ge-
nial: Menschen können ihre kaputten
Lampen, Toaster oder CD-Player mit-
bringen und sie mit der Hilfe von
Expert_innen kostenlos reparieren.

Schöner Nebeneffekt: Das Selberma-
chen nimmt den Menschen die Angst
vor der Technik. »Wir sagen den Leu-
ten zunächst: Schraub mal auf. Und
wenn sie nicht weiterkommen, sollen
sie Bescheid sagen«, sagt Speckmann.
»Andere wissen genau, was das Pro-
blem ist, und brauchen nur einen Löt-
kolben.«

Das Angebot hat offenbar einen Nerv
getroffen. Nachdem die Lokalpresse
über die erste Veranstaltung berichtet
hatte, kamen zum zweiten Repair-Café
im August gleich 55 Teilnehmer_in-
nen. Mit einem solchen Andrang hat-
ten die Dingfabrikant_innen nicht

gerechnet und waren erst einmal über-
fordert. Nicht alle Elektrogeräte konn-
ten an diesem Nachmittag repariert
werden. Doch immerhin 15 Menschen
gingen am Ende zufrieden nach Hause
– unter dem Arm ihre wieder funktio-
nierenden Computer, Radios und
Handys.

Johanna Treblin

Mehr Informationen:

http://dingfabrik.de
http://repaircafe.de
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Keine Angst vor Technik!
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Öko-Faktor (vier von fünf Bäumchen als Symbol):
Aus alt mach neu, das schont die Ressourcen und das Klima, weil weniger neue Produkte
hergestellt werden müssen. Wenn weniger konsumiert wird, fallen auch weniger Transport-
wege an – und damit weniger CO2-Emissionen und weniger Müll. Ähnliches gilt für die
gemeinsame Nutzung von Werkzeugen.

Geschlechtergerechtigkeits-Faktor (zwei von fünf Frauenzeichen):
Je nach Angebot nutzen mehr Frauen oder mehr Männer die Dingfabrik. Zu den (kunst-)
handwerklichen Workshops kommen zu 90 Prozent Frauen, an den Bastelabenden sieht
man vorwiegend Männer. Im Verein selbst liegt das Verhältnis von Frauen zu Männern
bei 1:10.

Partizipations-Faktor (vier von fünf Händen mit Abstimmungszetteln):
Im Verein werden Entscheidungen, beispielsweise zu neuen Anschaffungen, demokratisch
beschlossen. Einmal die Woche ist die Dingfabrik für alle Interessierten geöffnet. Dann
kann kommen, wer will, und die Werkzeuge nutzen. Gleiches gilt für die Reparaturcafés,
die alle zwei Monate stattfinden.

Care-Faktor (drei von fünf abwechselnd Krückstöcke und Schnuller):
Gerade wer wenig Geld hat, profitiert von der kostenlosen Werkzeugnutzung. Bei den
Repair-Cafés bieten die Dingfabrikant_innen zusätzlich Know-how und vor allem: Hilfe
zur Selbsthilfe.

Suffizienz-Faktor (fünf von fünf Einkaufskörben):
Statt Überflüssiges zu konsumieren, selber bauen, was man wirklich braucht – das ist das
Prinzip der Dingfabrikant_innen. Und wozu braucht man einen Hobbykeller, in dem man
einsam werkelt, wenn man in der Dingfabrik alle Werkzeuge kostenfrei nutzen kann?
Obendrein gibt es dort Mitbastler_innen, die man um Rat und Tat fragen oder denen man
selbst helfen kann.

Gute-Leben-Faktor (fünf von fünf Smileys):
Reparieren, basteln, gemeinsam nutzen – das alles spart Geld und Ressourcen. Die kosten-
losen Bastelnachmittage und Repair-Cafés machen Menschen autonom, sie eröffnen ihnen
neues Wissen und neue Fähigkeiten. Dazu kommen Gemeinschaft und Raum zum Aus-
tausch; sogar ans leibliche Wohl ist gedacht: Im Kühlschrank gibt’s Getränke zum Selbst-
kostenpreis, und der Pizzaofen wird intensiv genutzt.

Johanna Treblin

Dingfabrik Köln

Darum geht es: Nicht kaufen, sondern selbst machen, ist die Devise der Dingfabrikant_in-
nen. In Workshops und Vorträgen eignen die Nutzer_innen sich neue Kenntnisse an und
können sie gleich vor Ort umsetzen. Kaputte Sachen, bei denen Elektromärkte und Repara-
turbetriebe abwinken, werden wieder funktionstüchtig gemacht.



Was war für Sie der Ausgangspunkt,
sich nach einer anderen Wohnform
umzusehen?

Einige Jahre nachdem meine langjäh-
rige Lebensgefährtin verstorben war,
habe ich festgestellt: Ich möchte ei-
nen Rahmen haben, wo ich als lesbi-
sche Frau nicht in der Minderheit bin.
Ich möchte aber auch nicht in einem
separaten Lesbenprojekt wohnen, weil
mir das zu eng und zu begrenzt ist.
Das war der Ausgangspunkt, mir eine
kleine Gruppe von Frauen zu suchen
für ein gemeinsames Wohnprojekt. Ein
echter Glücksfall war, dass wir 2004
über die Hamburger Wohnprojekttage
die andere Gruppe gefunden und das
Projekt zusammen aufgebaut haben.

Wie sieht der Alltag heute konkret
aus, was hat sich gegenüber früher
verändert?

Es ist ein ganz anderes Leben, würde
ich sagen. Ich hab vorher viele Jahre
in einem Haus mit guten nachbar-
schaftlichen Beziehungen gelebt: Man
grüßte sich, man konnte sich ein Ei
ausleihen, man wusste, wer in Urlaub
ist – auf der Ebene. Hier ist es so:
Ich kenne alle, die hier wohnen,

persönlich und relativ gut, wir kochen
regelmäßig zusammen, wir haben Ple-
numssitzungen, wir diskutieren grund-
sätzliche Dinge zur Anlage, wir halten
den Garten und das ganze Projekt in
Gang. Abends geht einer beim anderen
vorbei, wir fragen uns: Wo isst du
denn heute zu Abend, willst du nicht
noch einen Wein zusammen trinken?
Der Kontakt, den wir untereinander
pflegen, ist also viel intensiver.

Ist das nicht manchmal zu viel Nähe?

Vorher hatten wir in der Tat diskutiert:
Wollen wir mehr größere Wohnungen
und Wohngemeinschaften machen?
Viele von uns hatten früher in WGs ge-
lebt und das Gefühl, diese Auseinan-
dersetzungen über den Reinlichkeits-
grad der Küche und des Bades sind
nicht unbedingt das, wonach ihnen
jetzt der Sinn steht (lacht). Stattdes-
sen haben wir nun viele kleine Einzel-
wohnungen – und wenn die Tür zu
ist, ist sie zu. Deshalb kommt bei uns
nach einer Plenumssitzung oder einer
Gartenaktion auch niemand und sagt:
Wieso warst du nicht da, ich hab
doch Licht bei dir gesehen, und du
bist nicht gekommen? Das ist total
akzeptiert.
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Vom guten Leben

Hamburg-Klein Borstel
Wohnprojekt GOFI-LUZIE

GOFI steht für »Gruppenorientierte Finanzierung«, LUZIE für

»Lesbisch und zusammen in Einzelwaben«, beide zusammen

ergeben das Wohnprojekt GOFI-LUZIE im Hamburger Stadtteil

Klein Borstel. Sonja Schelper ist seit der Vorbereitungsphase im

Projekt aktiv. Seit März 2009 lebt die 57-Jährige Tür an Tür mit

ihrer Gefährtin in einer der Genossenschaftswohnungen zur

Miete. Mit ihr sprach Karin Nungeßer.
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Da Sie die WG-Küchen-Streits anspre-
chen: Auch bei GOFI-LUZIE gibt es ja
gemeinschaftlich genutzte Flächen,
unter anderem zwei Gemeinschafts-
wohnungen.

Wir haben einen E-Mail-Verteiler und
eine Plattform, da schickt man dann
eine entsprechende Nachricht herum:
Ich hab Gäste und will sie in der Ge-
meinschaftswohnung unterbringen.
Mir ist noch nicht zu Ohren gekom-
men, dass es irgendwie Stress darum
gegeben hat, dass zu viele da rein
wollten oder dass die Wohnung dann
irgendwie vermüllt war. Das funktio-
niert erstaunlich gut, muss ich sagen.

Ihr Wohnprojekt besteht aus zwölf Ei-
gentums- und 31 Mietwohnungen, die
der Buchdrucker-Genossenschaft gehö-
ren, das Grundstück wird überwiegend
in Erbpacht genutzt, ein Teil der Woh-
nungen ist sozial gefördert. Wie wich-
tig war dieser Aspekt für das Projekt?

Sehr wichtig!! Viele, die heute hier le-
ben, hätten weder Eigentum erwerben
noch ungeförderte Mieten zahlen kön-
nen. Die Kosten dafür liegen im Neu-
baubereich in Hamburg bei neun bis
zehn Euro Kaltmiete – für viele un-
möglich zu bezahlen. Wir haben auch
keine neue Genossenschaft gegründet,
weil man da leicht auf einen Eigenan-
teil von 20.000 Euro kommt, sondern
haben uns stattdessen eine schon be-
stehende Genossenschaft gesucht. Um
dort Mitglied zu werden, zeichnet man
für 50 Euro pro Quadratmeter Wohn-
fläche einen Anteil. Dieses Modell hat
uns auch ermöglicht, eine maximale
Zahl an Sozialwohnungen in unserem
Projekt zu haben.

Trotzdem habe ich den Eindruck, dass
die soziale Zusammensetzung der Be-
wohner_innen ziemlich homogen ist.
Familien mit migrantischem Hinter-
grund gibt es bei Ihnen zum Beispiel
eher wenig, oder?

Wir haben eine Migrantenfamilie, das
ist extrem wenig, und das ist auch al-
len bewusst. Das ist auch von Anfang

an Thema gewesen, da gab‘s mal eine
Phase, wo es besser aussah, als hätten
das mehr sein können. Tatsächlich
spielt Geld da eine Rolle: Ursprünglich
hatten wir mal kalkuliert, dass der
Einstieg für die ungeförderten Mieten
bei sieben Euro liegen sollte – dann
haben während der Bauzeit die Preise
angezogen, und plötzlich lagen wir
bei neun Euro. Da sind dann Leute aus
Kostengründen wieder ausgestiegen,
weil sie gemerkt haben, das überfor-
dert sie. Ein anderer Aspekt ist die
Lage: Das ist ein sehr bürgerliches
Viertel – schwule Männer zum Beispiel
wollen hier nicht hin. Was Menschen
mit Migrationshintergrund angeht: Da
hätte man wahrscheinlich tatsächlich
mehr Aktionen starten müssen, um
das zu einem anderen Ergebnis zu
bringen.

Wie wurde überhaupt entschieden, wer
hier einziehen darf – und wer nicht?

Wir hatten so eine Art Screening-
Verfahren: Die Leute haben erst eine
Zeitlang bei uns mitgearbeitet; dann
musste die bestehende Gruppe sagen,
ob sie gewillt ist, die zur Mitglied-
schaft einzuladen; dann hat’s ein Vor-
stellungsgespräch gegeben und dann
eine Abstimmung darüber, ob sie auf-
genommen werden.

Klingt aufwendig.

Unsere Vorstellung war, wir machen
jetzt nicht diese jahrelange Planung,
um dann anschließend Leute zu ha-
ben, die gar kein Interesse an Ge-
meinschaft haben, sondern lediglich
einen billigen Bauplatz wollen.

Interesse an Gemeinschaft heißt ja
auch gegenseitige Hilfe und Unter-
stützung – können Sie ein paar Bei-
spiele nennen, wie das konkret bei
Ihnen aussieht?

Unterstützung gibt’s zum einen auf
der technischen Ebene – ich hab eine
neue Spülmaschine gekriegt, die ich in
meiner Küche nicht anschließen konn-
te, PC-Unterstützung ist auch so eine
typische Sache, die stattfindet. Außer-
dem wird relativ viel babygesittet –
das ist zum beiderseitigen Vorteil. Die
Kinder kennen uns alle, die kommen
gerne, oder man geht eben rüber, da-
mit die Eltern weggehen können. Oder
jemand fährt aufs Land und bringt
für alle Biokartoffeln mit, die welche
brauchen. Dann haben wir Tischler
dabei, die einem etwas bauen, oder
Leute, die mit den Kindern gemeinsam
Kinderplenum machen – also da gibt’s
ganz viel gegenseitige Hilfe.



Bezahlen Sie sich gegenseitig für sol-
che Unterstützungsleistungen?

Wir haben mehrfach einen Anlauf ge-
habt, ob wir innerhalb des Projekts ei-
ne interne Währung einführen wollen
– da ist die Meinung der Gruppe ge-
spalten. Im Moment habe ich das Ge-
fühl, das funktioniert sehr gut so, ich
habe nicht den Eindruck, dass welche
sich da übermäßig einbringen und an-
dere sich da ganz raushalten.

Können Sie sich auch vorstellen einzu-
springen, wenn jemand von den älte-
ren Bewohner_innen pflegebedürftig
wird?

Zurzeit sind ja alle noch bei guter Ge-
sundheit. Aber für die Leute, mit de-
nen man jetzt seit Jahren so eng zu-
sammenwohnt, ist auch klar, dass aus
der Gruppe ein bestimmtes Maß an
Unterstützung kommen wird. Einkau-
fen gehen, bestimmte Sachen über-
nehmen, jemanden zu begleiten, der
oder die nicht mehr alleine raus kann
– das würde sicherlich funktionieren.

Das klingt nach einer echten Gemein-
schaft. Wie gehen Sie mit Konflikten
um?

Ein Kriterium zur Aufnahme in die
Gruppe war die Bereitschaft, sich bei
schwierigen Problemen damit aus-
einanderzusetzen und gegebenenfalls
auch externe Hilfe und Supervision in
Anspruch zu nehmen. Das haben wir
vorher von den Mitgliedern abgefragt
und auch schon in Anspruch genom-
men.

Können Sie sagen, was das für ein
Konflikt war?

Das war noch in der Phase der Woh-
nungsplanungen. Die Frauengruppe
hat sich immer noch extra getroffen,
sie hatte ein eigenes Gruppenver-
ständnis und auch einige Protagonis-
tinnen, die recht kräftig auftreten
konnten. Das hat dann bei einigen
anderen, die keine so klar definierte
Gruppe waren, zu der Einschätzung
geführt: Die nehmen sich da zu sehr
die Sahnestücke raus und setzen sich
zu sehr durch. Da hat es dann ziemlich
merkwürdige Diskussionen um alles
Mögliche gegeben, das war eine Zeit-
lang richtig ein bisschen vergiftet.
Wenn eine sich meldete, rollten die
anderen schon mit den Augen, andere
saßen dazwischen. Da haben wir uns
dann entschieden, uns externe Bera-
tung zu holen. Heute sind das sehr
gegründete Beziehungen, weil man
weiß, da ist man durch.

Können Sie sich überhaupt noch vor-
stellen, anders zu wohnen?

Ungerne (lacht). Mein Leben bei den
GOFI-LUZIES ist schon sehr nah dran
am guten Leben.

Mehr Informationen:
www.gofi-luzie.de
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Öko-Faktor (vier von fünf Bäumchen als Symbol):
Alle Häuser sind als Energiesparhäuser nach dem KfW-60-Standard konzipiert. Weil sie
besser gedämmt sind, liegen Wärmeverluste und Heizenergiebedarf 30 Prozent unter de-
nen gewöhnlicher Neubauten – entsprechend geringer ist ihr CO2-Ausstoß. Das Blockheiz-
kraftwerk, das für warmes Wasser und Heizung sorgt, wird mit Gas betrieben, ein Teil der
Wärme wird durch Kraft-Wärme-Kopplung erzielt. Das gilt als besonders energieeffizient.
Kleiner Wermutstropfen für die Ökobilanz: Obwohl direkt am S-Bahnhof Kornweg gelegen,
ist die Siedlung nicht autofrei – jede Wohneinheit verfügt über einen eigenen Autostell-
platz.

Geschlechtergerechtigkeits-Faktor (fünf von fünf Frauenzeichen):
17 der 31 Mietwohnungen gehören zum generationenübergreifenden Frauen-Wohnprojekt
LUZIE und sind damit Frauen vorbehalten. Insgesamt wohnen im Projekt 44 Frauen und
17 Männer, knapp ein Drittel der Bewohner_innen sind junge Paare mit Kindern, je ein
weiteres Drittel ältere Paare und allein lebende Frauen. Lediglich eine Gruppe zieht es
offenbar nicht ins Gemeinschaftswohnprojekt: alleinstehende Männer.

Partizipations-Faktor (fünf von fünf Händen mit Abstimmungszetteln):
Alle zwei Wochen finden Plena statt, auf denen gemeinsame Aktivitäten wie der Neu-
jahrsspaziergang, das nächste Sommerfest oder auch ein neues Müllkonzept besprochen
werden. Alle Fragen werden basisdemokratisch entschieden. Auch über die Pläne für die
Wohnungen und die Gestaltung der Gemeinschaftsflächen haben die künftigen Bewoh-
ner_innen im Vorfeld gemeinsam entschieden.

Care-Faktor (fünf von fünf: abwechselnd Schnuller und Krückstöcke):
Alle Erdgeschosswohnungen sind barrierefrei und altengerecht gestaltet. Der Gemein-
schaftsgedanke wird großgeschrieben, gemeinsame Aktivitäten wie Yoga, Sport und
Filmabende sowie die gegenseitige Unterstützung im Alltag gehören zum Zusammenleben.
Ältere und Singles profitieren davon ebenso wie Familien.

Suffizienz-Faktor (fünf von fünf Einkaufskörben):
Neben den Wohnungen gibt es zahlreiche Flächen, die gemeinschaftlich genutzt werden:
den Hof, zwei Gemeinschaftswohnungen, eine Terrasse und eine Werkstatt im Keller, die
allen Bewohner_innen offenstehen. Auch manche Autos werden gemeinsam genutzt.

Gute-Leben-Faktor (fünf von fünf Smileys):
Gemeinwohl und individuelles Wohlergehen – beides ist wichtig, finden die Bewohner_in-
nen. Gemeinschaft bedeutet für sie eine gute Nachbarschaft, die Nähe ermöglicht, aber
auch Distanz wahrt. Voneinander lernen, gemeinsam Spaß haben und kreativ sein gehört
für sie zum Zusammenleben dazu. Die Fluktuation ist niedrig, die Zufriedenheit der Be-
wohner_innen hoch.

Karin Nungeßer

Wohnprojekt GOFI-LUZIE in Hamburg-Klein Borstel

Darum geht es: Ein gemeinsames Wohnprojekt für Menschen verschiedener Altersstufen
und Lebensformen – Singles, Paare und Familien, die nicht nur nebeneinander, sondern
miteinander leben wollen. 1995 wurden die Planungen begonnen, 2007 das Grundstück
gekauft, im Frühjahr 2009 zogen die ersten Bewohner_innen ein. Heute leben in den 41
Wohneinheiten und auf sechs Häuser verteilt 61 Erwachsene zwischen 30 und 76 Jahren
und 15 Kinder. Zusätzlich gibt es zwei Gemeinschaftswohnungen, u.a. um Gäste zu be-
herbergen.



22
Ni

ch
t

ei
nf

ac
h

gr
ün

er
,

so
nd

er
n

an
de

rs
.

Au
f

de
m

W
eg

in
ei

ne
re

ss
ou

rc
en

sc
ho

ne
nd

e
un

d
ge

re
ch

te
Ge

se
lls

ch
af

t

Bü
rg

er
Bu

sV
er

ei
n

Gr
an

se
e

Be
is

pi
el

in
it

ia
ti

ve

Buslinie in Eigenregie

BürgerBusVerein Gransee

Darum geht es:

In Gransee und den umliegenden Ortschaften betreiben Bür-

ger_innen seit 2005 eine Buslinie in Eigenregie: Viermal täglich

fährt seitdem der Bürgerbus zwischen Schönermark, Sonnenberg,

Schulzendorf, Rönnebeck, Keller, Baumgarten, Meseberg und

Gransee hin und her. Er bringt Leute zur Ärztin, zum Friseur, zum

Einkaufen, ins Museum oder einfach nur zu ihren Freund_innen –

und zwar zum regulären Tarif des Verkehrsverbundes Berlin-

Brandenburg. Warten mehr Fahrgäste, als in den Kleinbus passen,

hängen die Fahrer_innen einfach eine zusätzliche Runde an.

Mehr Informationen: www.buergerbus-gransee.de
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Öko-Faktor (vier von fünf Bäumchen als Symbol:
345.000 Kilometer hat der Bürgerbus in den vergangenen siebeneinhalb Jahren zurück-
gelegt und dabei über 27.000 Fahrgäste transportiert. Der Kleinbus verbraucht deutlich
weniger Sprit als acht einzelne Pkw und stößt entsprechend weniger CO2 aus.

Geschlechtergerechtigkeits-Faktor (vier von fünf Frauenzeichen):
80 bis 85 Prozent der Nutzer_innen sind Frauen, meist ältere, die – ebenso wie die männ-
lichen Busnutzer – oft weder einen Führerschein noch ein Auto haben. Unter den 16 eh-
renamtlichen Fahrer_innen sind zurzeit zwei Frauen, demnächst kommt eine dritte hinzu.

Partizipations-Faktor
Nachdem die Oberhaveler Verkehrsgesellschaft den Fahrplan immer stärker ausgedünnt
hatte, nahmen die Bürger_innen die Sache 2004 selbst in die Hand und gründeten den
ersten BürgerBusVerein Ostdeutschlands. Am 4. April 2005 startete der Bürgerbus zu sei-
ner ersten Fahrt. Der Verein mit rund 40 Mitgliedern wählt die Fahrer_innen aus, organi-
siert den Fahrdienst und entscheidet darüber, wie häufig der Bus fährt. Beim Fahrplan
bestimmen auch die Fahrgäste mit: Sie sorgten zum Beispiel dafür, dass eine zusätzliche
Vormittagsfahrt in den Fahrplan aufgenommen wurde.

Care-Faktor (fünf von fünf abwechselnd Krückstöcke und Schnuller):
Die meisten Nutzer_innen des Bürgerbusses haben kein eigenes Auto und nicht das Geld,
um mit dem Taxi zu fahren. Der Bürgerbus sichert damit die Mobilität und den Zugang
zur städtischen Infrastruktur für Menschen, die anderenfalls in ihren Dörfern festsäßen.
Den laufenden Betrieb finanziert mit 12.500 Euro jährlich die Oberhaveler Verkehrsgesell-
schaft, die auch die Einnahmen aus den Tickets erhält; für die Anschaffung des ersten
Busses kam das Land Brandenburg auf, die Kosten für den Nachfolger-Bus teilten sich die
Gemeinden Gransee und Zehdenick. So werden auch die Noch-Nicht-Nutzer_innen ange-
messen an den Ausgaben für den Bürgerbus beteiligt.

Suffizienz-Faktor (fünf von fünf Einkaufskörben):
Der Bürgerbus erhöht die Mobilität im ländlichen Raum ohne die Nutzung eines eigenen
Autos – und trägt damit hoffentlich dazu bei, den Individualverkehr überflüssig zu
machen.

Gute-Leben-Faktor (fünf von fünf Smileys):
Stärkt den Gemeinschaftssinn und das Zusammengehörigkeitsgefühl im Verein und in den
betreffenden Gemeinden, erhöht Lebensqualität und Teilhabe derer, die kein Auto zur Ver-
fügung haben. Da mit dem Bürgerbus eine Linie betrieben wird, die von der Oberhaveler
Verkehrsgesellschaft als nicht rentabel eingestuft wurde, ersetzen die ehrenamtlichen
Fahrer_innen keine Festangestellten und tragen zumindest nicht unmittelbar zum Arbeits-
platzabbau bei.

Karin Nungeßer



Rin in die Kartoffeln. Harald Weinel
wirkt nicht wie ein typischer Gärtner.
Statt Strohhut und Schürze trägt er
strubbeliges schwarzes Kurzhaar, Brille
und Sweatshirt. Und er gehört zum
dreiköpfigen Kollektiv Rote Rübe in
der Kommune Niederkaufungen bei
Kassel, das nach dem Prinzip der So-
lidarischen Landwirtschaft arbeitet.
Was soll denn das sein? »Ganz ein-
fach«, erklärt der 35-Jährige. Ein Hof
versorge sein soziales Umfeld mit
Lebensmitteln, und dieses zahle dem
Hof einen Festpreis. Das Prinzip der
gegenseitigen solidarischen Unter-
stützung habe für beide Seiten enor-
me Vorteile.

Und wie funktioniert das konkret?
»Zunächst haben wir ausgerechnet,
wie viele Menschen wir mit Gemüse
versorgen können«, erklärt er. An-
bieter sind in diesem Fall neben der
Roten Rübe auch das Wurzelwerk –
der Gärtnerbetrieb der 22-köpfigen
Lebensgemeinschaft gASTWERKe.
Was die beiden Betriebe produzieren,
reicht für rund 240 Menschen, so die
Berechnung. »Dann kalkulieren wir
die jährlichen Betriebskosten, also
Saatgut, Löhne, Maschinen und Pacht,

und unterbreiten das Ergebnis unserer
Konsumentengruppe. Und wir reden
mit unseren Abnehmern gemeinsam
darüber, was und wie viel angebaut
werden soll«, sagt er. Je nach Einkom-
men zahlen die Käufer einen höheren
oder niedrigeren Monatsbetrag, im
Durchschnitt gut 50 Euro. Das sei weit
weniger, als es im Bioladen kosten
würde, rechnet der Kollektivgärtner
vor. Schließlich ist der Vertrieb in der
Solidarischen Landwirtschaft denkbar
einfach: Das Frischgemüse wird an
mehrere Abholstellen geliefert. In
Kassel sind das drei Garagen, andern-
orts zwei weitere Stellen; außerdem
verkaufen Rote Rübe und Wurzelwerk
ihre Produkte auf herkömmliche Weise
im eigenen Hofladen.

Die Vorteile dieser Zusammenarbeit
stehen für die Rote Rübe außer Frage:
Die Hofgemeinschaft hat Planungs-
sicherheit, ein garantiertes Einkom-
men und ist geschützt vor Ernteaus-
fällen oder willkürlichen Zuckungen
des Marktes. Und die Konsumierenden
wissen genau, dass ihr Gemüse frisch
und gesund ist; wer möchte, kann mit
seinen Kindern die Tomaten oder
Radieschen auf dem Acker besuchen.
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Rote Rüben soll
man küssen

Die Gärtnerbetriebe Rote Rübe und Wurzelwerk werden von

ländlichen Kollektiven bewirtschaftet und versorgen städtische

Mitesser – nach den Prinzipien der Solidarischen Landwirtschaft.

Produzierende und Konsumierende gestalten den Anbau

gemeinsam.



Linsengerichte. Seinen normalen Ar-
beitstag verbringt der Gärtner Weinel
säend und erntend auf anderthalb
Hektar fruchtbarem Löß, auf denen er
und die anderen beiden Roten Rüben
eine ganze Palette an Gemüse und
Kräutern anbauen. Das Land gehört
zur malerischen Gemeinde Niederkau-
fungen, wo sich die gleichnamige 80-
köpfige Kommune 1987 niedergelassen
hat – und sich vom eigenen Acker
ernährt. »Solch eine Gemüsevielfalt
könnten wir nie zu marktüblichen
Preisen anbieten, das geht nicht mit
großen Maschinen, das ist alles Hand-
arbeit«, sagt Weinel. Heutzutage müs-
se sich ein Landwirt auf ein oder zwei
Sorten spezialisieren, um zu überleben
– wer sich diesem Marktzwang verwei-
gere und viele verschiedene Produkte
anbaue, sei gezwungen, die für ein
Linsengericht zu verkaufen. Auch die
Rote Rübe musste ihr Gemüse früher
im eigenen Hofladen zeitweilig unter-
halb der Produktionskosten verhökern.
Mit dem System der Solidarischen
Landwirtschaft könne das nicht mehr
passieren. »Wer einmal damit angefan-
gen hat«, sagt Harald Weinel deshalb,
»der will nie wieder was anderes ma-
chen.«

Wen der Hafer sticht. Die meisten
Höfe, die Solidarische Landwirtschaft
praktizieren, sind Familienbetriebe.
»Wir sind fast die einzige Kommune,
die das macht«, erklärt Gärtner Weinel
– aber im Wendland gebe es noch
mindestens eine weitere. SoLaWi, wie
ihre Fans dazu sagen, wird inzwischen
bundesweit von 23 Höfen praktiziert,
Tendenz steigend; der älteste ist der
seit 1988 auf diese Weise wirtschaf-
tende Buschberghof nahe Hamburg.
Das ist jedoch nichts im Vergleich zu
Japan, wo das System der Teikei (Part-
nerschaftshöfe) inzwischen sogar ein
Viertel aller Japaner versorgt.

Rumgurken. »Auch wir machen das
erst seit zwei Jahren«, sagt Harald
Weinel. »Ehec-Plagen und anderes
können uns nichts mehr anhaben. Und
Nichtgenormtes, wie krumme Gurken,
muss nicht mehr weggeschmissen
werden.« Anders als bei üblichen Abo-
Kisten, in die auch »fremde« Früchte
gepackt würden, wenn die Kundschaft
laut danach krähe, böten sie wirklich
nur das an, was gerade auf dem Acker
reif sei.

Wie ein Storch im Salat. Salat, findet
Harald Weinel, sei ein »schwieriges
Produkt«, noch schwieriger als Gurken.
Ständig gebe es zu viel oder zu wenig,
und seine Frische welke schnell dahin.
Der Vorteil der Solidarischen Landwirt-
schaft, fügt er schnell hinzu, sei aber
auch, dass eine mögliche Überproduk-
tion kollektiv und mit einem gewissen
Spaßfaktor beseitigt werden kann:
»Wir rufen schon mal dazu auf, ge-
meinsam Tomaten einzukochen oder
Sauerkraut zu stampfen. Vor allem den
Kindern macht das Gemansche einen
Heidenspaß.«

Ute Scheub

Diese »Geschichte des Gelingens«
wurde uns von FUTURZWEI. Stiftung
Zukunftsfähigkeit (www.futurzwei.org)
überlassen und leicht gekürzt.
Wir bedanken uns für die freundliche
Genehmigung zum Abdruck.

Mehr Informationen:
www.kommune-niederkaufungen.de
www.solidarische-landwirtschaft.org
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Mitnehmen statt einkaufen

Schenkeladen
Systemfehler

Darum geht es:

Im Schenkeladen in Berlin-Friedrichshain wird nicht eingekauft,

sondern mitgenommen. JedeR Besucher_in darf bis zu fünf Teile

mitnehmen. Im Sortiment finden sich Kleider, Bücher, Haushalts-

artikel. Es gibt keine Verkäufer_innen, sondern Betreuer_innen:

Sie schließen den Laden auf, bieten Tee und Kaffee an und haben

ein Auge darauf, dass die Besucher_innen höflich miteinander

umgehen. Niemand kennt das gesamte Sortiment des Schenke-

ladens: Die Besucher_innen sortieren ihre Ware selbst an den –

hoffentlich – richtigen Ort ein. In den Räumen des Schenkeladens

treffen sich darüber hinaus nichtkommerzielle Theater-, Zeichen-

und Filmgruppen.

Mehr Informationen: www.systemfehler-berlin.de.vu
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Öko-Faktor ((vier von fünf Bäumchen als Symbol):
Weiternutzen statt wegwerfen – möchte jemand seine alte Jeans loswerden, hat ein Buch
ausgelesen oder mag seine Lieblingsplatte nicht mehr, müssen die Sachen nicht auf dem
Müll landen und auch nicht auf Internetverkaufsplattformen wie ebay. Der Schenkeladen
nimmt nützliche und nutzbare Dinge auf, bis jemand kommt, der Verwendung dafür findet.
Dadurch müssen weniger neue Produkte gekauft werden, wodurch Ressourcen gespart
werden können.

Geschlechtergerechtigkeits-Faktor (vier von fünf Frauenzeichen):
Unter den ehrenamtlichen Betreuer_innen des Ladens sind zurzeit drei von sieben Frauen;
die Zahlen schwanken jedoch. Unter den Nutzer_innen sind vorwiegend Frauen – wobei
mehr Frauen Dinge mitnehmen, aber mehr Männer Dinge bringen.

Partizipations-Faktor (fünf von fünf Händen mit Abstimmungszetteln):
Der Schenkeladen gehört zu einem Verein. Doch wer sich engagieren möchte, muss nicht
beitreten. Einbringen kann sich jedeR: durch das Mitnehmen und Bringen von Sachen,
durch das Einräumen und Sortieren. Wer beispielsweise darüber mitbestimmen möchte,
wer die Räume des Schenkeladens nutzen darf, geht zu den monatlichen Treffen. Finan-
zielle Unterstützung leisten Pat_innen: 140 Menschen geben regelmäßig jeden Monat
zusammen 420 Euro. Mit unregelmäßigen einmaligen Spenden können die restlichen
150 Euro Fixkosten gestemmt werden.

Care-Faktor (vier von fünf abwechselnd Krückstöcke und Schnuller):
Es braucht keinen Schein vom Amt oder einen Einkommensnachweis, um ein T-Shirt oder
eine CD aus dem Schenkeladen mitzunehmen. JedeR ist willkommen, den eigenen Kleider-
schrank aufzustocken, ohne dafür etwas bezahlen zu müssen. Auch neuer Lesestoff ist
hier kostenlos zu haben. Oft bringen Studierende oder Nachbar_innen ihre aussortierten
Gegenstände in den Laden. So entsteht eine freiwillige Umverteilung. Die Finanzierung
läuft hauptsächlich über die Pat_innen: Wer hat, der gibt. Weil der Laden im Erdgeschoss
eines Hausprojektes untergebracht ist, sind die Mietkosten gering.

Suffizienz-Faktor (vier von fünf Einkaufskörben):
Die Modeindustrie schafft Bedürfnisse, jede Saison sind neue Farben im Trend und neue
Schnitte. Im Schenkeladen sind die Kleidungsstücke zeitlos: Mann oder Frau nimmt mit,
was gefällt, nicht, was laut Modeindustrie zu gefallen hat. Entzieht man sich dem Dogma
des Überflusses, ist man zufriedener – man braucht die neue Bluse nicht, man hat schon
eine. Weniger neue Produkte zu kaufen spart Energie und Ressourcen.

Gute-Leben-Faktor (fünf von fünf Smileys):
Immer zwei Ehrenamtliche betreuen den Schenkeladen zusammen. Sessel und eine kleine
Teeküche bieten Gemütlichkeit und Geselligkeit. An den Theater-, Lese- und Tanzgruppen
kann jedeR kostenlos teilnehmen, und die sogenannte Maschinen(t)raumfabrik bietet
jeden Mittwoch ein neues Programm – ganz ohne Eintritt.

Johanna Treblin



In der 1.100-Seelen-Gemeinde Lange-
negg im österreichischen Vorarlberg
gibt es seit einigen Jahren eine eige-
ne Währung. Die Raiffeisenbank ver-
wandelt jeden Monat Euros von knapp
90 Kundenkonten in eine gleiche Men-
ge Talente – das sind professionell ge-
staltete Scheine mit Fotos aus dem
Dorf. »Am Anfang gab es einen Auf-
schrei: Was, schon wieder eine neue
Währung!«, berichtet Karl Herburger,
der in dem kleinen Kreditinstitut ar-
beitet. Doch er nahm sich viel Zeit,
um den Sinn der Sache zu erklären:
Schließlich hat fast kein Ort von der
Größe Langeneggs noch einen Dorfla-
den. Auch die Bank, die Käserei, das
Café, der Friseur und einige Handwer-
ker hätten größere Schwierigkeiten,
wenn der Wirtschaftskreislauf vor Ort
nicht so gut funktionieren würde.

»Es geht uns mit der Regionalwährung
vor allem um Bewusstseinsarbeit: Die
Leute sollen nachdenken, wo sie ihre
Euros hinrollen lassen«, fasst Bürger-
meister Georg Moosbrugger zusam-
men; er ist parteilos wie der gesamte
Gemeinderat. Der Beschluss fiel vor
gut drei Jahren einstimmig. »Uns be-
neiden viele, dass es bei uns keinen
Fraktionszwang gibt. Das ist wohl
auch der Grund, warum bei uns vieles
klappt«, mutmaßt der smarte, weltge-
wandte 52-Jährige.

Ingesamt fast 12.000 Euro monatlich
tauschen die Langenegger inzwischen
in Talente um. Manche haben ein
Abonnement für 25 Euro, andere
wechseln sogar regelmäßig 300 Euro
in die Regionalwährung. Wer mit-
macht, bekommt beim Einkauf fünf
Prozent Rabatt. Den finanziert die Ge-
meinde aus ihrem Steuersäckchen. Die
Geschäftsleute können die eingenom-
menen Talente zwar zurück in Euro
verwandeln, müssen dafür aber eine
Gebühr entrichten. So versuchen auch
sie, möglichst viel Geld vor Ort auszu-
geben. Und weil der Gemeinderat Ver-
eine nur in der Lokalwährung fördert,
erledigen die Vereinsmitglieder ihren
Einkauf für Weihnachtsfeiern und
Sommerfeste ebenfalls vor Ort.

So hat Langenegg ein erstaunlich gut
sortiertes Lebensmittelgeschäft – nor-
malerweise gilt ein Laden für das All-
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Eine Gemeinde aktiviert
ihre Talente

Der Ort Langenegg hat eigene Geldscheine eingeführt, damit die

Leute möglichst viel Geld vor Ort ausgeben. Zusammen mit güns-

tigen Gewerbemieten hat das 150 Jobs geschaffen, und sogar das

Verkehrsaufkommen ist geringer geworden.



tägliche erst als rentabel, wenn 8.000
Personen im Einzugsgebiet wohnen.
Etwa ein Zehntel der Einnahmen des
Geschäfts wird inzwischen in Talenten
gemacht. »Vor allem Mitte des Monats,
wenn die Leute das Geld drüben abho-
len, ist das hier voll«, berichtet die
Kassiererin Jutta Sutterlüti und zeigt
auf zwei Fächer in ihrer Kassenlade,
wo es neben Euroscheinen auch Schei-
ne der Regionalwährung gibt; farblich
sortiert sind die Werte leicht zu unter-
scheiden. Auf ungerade Talent-Beträge
gibt sie Cent-Münzen heraus: »Kompli-
ziert ist das alles nicht.«

Immerhin acht Menschen verdienen
neben Jutta Sutterlüti in diesem Ge-
schäft ihr Geld. Auch die Raiffeisen-
bank könnte ohne die eigene Währung
wohl kaum auf Dauer drei Arbeitsplät-
ze halten, und die örtlichen Handwer-
ker profitieren ebenfalls. Insgesamt
150 Arbeitsplätze hat Langenegg in
den vergangenen Jahren durch eine
gezielte Förderung der regionalen
Wirtschaftskreisläufe geschaffen,
schätzt Moosbrugger. Das macht Lan-
genegg nicht nur zu einem lebendi-
gen, lebenswerten Ort. Es spart auch
viel Pendlerverkehr und – weil mög-
lichst viele Waren vor Ort gehandelt
werden – besonders auch den Trans-
portaufwand. Neben der eigenen Wäh-
rung haben dazu die günstigen Gewer-

bemieten in den dorfeigenen Immobi-
lien entscheidend beigetragen.

Auch was die Architektur ihrer Gebäu-
de angeht, sind die Langenegger krea-
tiv – und umweltfreundlich. Mehrere
Gemeindehäuser wurden in den ver-
gangenen Jahren neu errichtet. Bei ar-
chitektonischen Entscheidungen spiel-
te für die Volksvertreter nicht nur die
Ästhetik eine entscheidende Rolle,
sondern sie verlangten auch eine
energiesparende Passivbauweise sowie
die Verwendung von Holz aus der Um-
gebung. »Das alles hat nur 1,2 Prozent
höhere Kosten verursacht«, betont
Moosbrugger, ein gelernter Sonderpä-
dagoge. Den Langenegger Verkehr zu
reduzieren hat auch über die direkten
Auswirkungen der Regionalwährung
hinaus hohe Priorität. Deshalb sind
Bustickets sehr preiswert, und Vereine,
die für einen gemeinsamen Ausflug öf-
fentliche Verkehrsmittel nutzen, be-
kommen Zuschüsse – in Talenten
selbstverständlich. Einen erheblichen
Teil der täglichen Einkaufswege legen
die Langenegger dank der guten Infra-
struktur zu Fuß zurück. Und wenn sie
doch hin und wieder ein Auto brau-
chen, können sie auch das kleine
Dienstauto des Bürgermeisters aus-
leihen.

Annette Jensen

Diese »Geschichte des Gelingens«
wurde uns von FUTURZWEI. Stiftung
Zukunftsfähigkeit (www.futurzwei.org)
überlassen.
Wir bedanken uns für die freundliche
Genehmigung zum Abdruck.

Mehr Informationen:
www.langenegg.at
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Selbstverantwortung und Solidarität
beim Gesundwerden und -bleiben

Artabana

Darum geht es: Selbstverantwortung und Solidarität beim Gesund-

werden oder -bleiben, nach diesen Prinzipien arbeitet Artabana

mit mittlerweile 2.500 Mitgliedern bundesweit. Sie haben sich

in über 160 Gruppen organisiert. Jedes Mitglied zahlt Geld in

einen Solidarfonds ein und erhält daraus im Krankheitsfall finan-

zielle Hilfen. Alle Gruppenmitglieder treffen sich regelmäßig und

unterstützen sich gegenseitig in gesundheitlichen Fragen.

Mehr Informationen: www.artabana.de
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Öko-Faktor (vier von fünf Bäumchen als Symbol):
Prävention und eine gesunde Lebensführung spielen für die Mitglieder eine wichtige Rolle,
ebenso alternative Heilmethoden. Dadurch sind weniger konventionelle Medikamente nö-
tig und auch weniger Ressourcen für deren Produktion, Verpackung und Versand.

Geschlechtergerechtigkeits-Faktor (fünf von fünf Frauenzeichen):
Artabana hat ungefähr gleich viele männliche wie weibliche Mitglieder, der monatliche
Beitrag ist für Frauen wie Männer derselbe. Frauen wählen öfter als Männer sogenannte
alternative Therapieformen, statistisch gesehen profitieren sie daher stärker vom Prinzip
der freien Therapiewahl.

Partizipations-Faktor (fünf von fünf Händen mit Abstimmungszetteln):
Entscheidungen werden immer auf der kleinstmöglichen Ebene und nach Möglichkeit im
Konsens getroffen. Es gibt keine Leistungskataloge, alle Mitglieder gestehen sich gegen-
seitig die freie Entscheidung darüber zu, auf welchem Weg sie gesund werden wollen. Auf
dieser Basis legt jede Gruppe die Höhe ihrer finanziellen Einlagen und deren Verwendung
selbst fest – gegebenenfalls im Verbund mit benachbarten Gruppen. Für Notfälle gibt es
einen bundesweiten Solidarfonds. Die Gruppen treffen sich in der Regel einmal monatlich.
Auf allen Ebenen gilt das Prinzip der Selbstverwaltung.

Care-Faktor (drei von fünf Krücken/Schnullern und zwei Fragezeichen??):
Anders als bei einer Krankenkasse hat jedes Mitglied zwar einen Anspruch auf Hilfe, aber
keinen Rechtsanspruch auf Übernahme der Krankheitskosten. Deshalb ist juristisch strit-
tig, ob Artabana-Mitglieder von der 2007 beschlossenen Krankenversicherungspflicht
ausgenommen sind. Weder die paritätische Finanzierung durch Arbeitnehmer_innen und
Arbeitgeber_innen noch die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall sind bei Artabana vorgese-
hen, weshalb das System faktisch nur Selbstständigen und Freiberufler_innen offensteht.
Der Beitrag für Kinder ist in manchen Gruppen niedriger oder entfällt. Pflegebedürftigkeit
ist laut Satzung abgesichert.
Trotz fehlendem Rechtsanspruch funktioniert das System der solidarischen Hilfe offenbar
gut, in Deutschland seit 1999. Ein unabhängiger Gutachter bestätigt Artabana regel-
mäßig, dass die gebildeten Rücklagen und die Beitragszahlungen das Risiko abdecken
und die finanziellen Mittel der Gemeinschaft auch dann ausreichen, wenn die Mitglieder
älter werden. Derzeit beträgt das Durchschnittsalter 45 Jahre.

Suffizienz-Faktor (fünf von fünf Einkaufskörben):
Selbstverantwortung und Solidarität gehen nach dem Selbstverständnis von Artabana
Hand in Hand. Die Mitglieder achten auf eine gesunde Lebensführung. Als Selbst-
zahler_innen verhalten sie sich kostenbewusst und nehmen nur Leistungen in Anspruch,
von deren Notwendigkeit sie überzeugt sind. Ihre Ausgaben für Gesundheit liegen unter
dem Durchschnitt – der monatliche Beitrag ist niedriger als bei vielen privaten Kranken-
versicherungen und beträgt im Schnitt etwa 100 Euro, mit jedoch zum Teil großen regio-
nalen Unterschieden. Das Geld wird besonders effizient eingesetzt: Selbstverwaltung,
die dezentrale Struktur und die Ehrenamtlichkeit sorgen für niedrige Verwaltungskosten.

Gute-Leben-Faktor (drei von fünf Smileys und zwei Fragezeichen):
Es gibt weder Altersgrenzen noch gesundheitliche Ausschlusskriterien. Wichtig für die
Aufnahme in eine Gruppe ist, dass die Menschen zueinander passen. Dem Erfahrungsaus-
tausch wird dabei ebenso große Bedeutung für die Gesundheit der Mitglieder zugeschrie-
ben wie der Anteilnahme, der Achtung und dem Schutz, die die Gemeinschaft jedem Indi-
viduum entgegenbringt. Als zentrales Element gilt der persönliche Kontakt innerhalb der
Gruppen. Die Mitglieder wissen aber auch, dass sich ihr System nicht für alle eignet.

Karin Nungeßer



Bei euren Unternehmensideen spielt Nachhaltigkeit
eine große Rolle. War dieser Aspekt gründungsent-
scheidend?

von Helldorff: Ich musste als Künstlerin immer jobben
und habe nach einem Konzept gesucht, mit dem ich mich
erweitern kann und das sich finanziell lohnt. Dann bin
ich auf ein Unternehmen in Australien gestoßen, das in
riesigem Umfang mit gebrauchten Materialien für Künstler
arbeitet. Das passte zu meinem künstlerischen Konzept,
weil ich viel mit gefundenen Sachen arbeite, und so ent-
stand die Material-Mafia. Es war für mich einfach ein
schlüssiger Baustein, mit dem meine Selbstständigkeit
rund wurde.

Alber: Für mich ist es inzwischen Teil der eigenen Identi-
tät. Im Physikstudium habe ich genug über Atomenergie
gehört, um zu wissen: Das möchte ich nicht haben. Seither
beschäftige ich mich mit den erneuerbaren Energien. Da-
mals war das noch gar nicht so klar, dass man in diesem
Bereich bezahlte Jobs kriegen kann. Deshalb bin ich eher
dankbar, dass heutzutage jemand Geld dafür zahlt.

Wenn ich die Firmen in der WeiberWirtschaft sehe,
meine ich, dass Frauen besonders großen Wert auf
Nachhaltigkeit in ihren Unternehmen legen. Liest man
aber einen Artikel zum Thema, kommen Frauen meist
nicht vor. Verkaufen wir uns zu schlecht?

Alber: Wir geben uns Mühe, nachhaltige Betriebe zu grün-
den, die auch funktionieren. Oft hört man von Start-ups,
die erst Unternehmenspreise gewinnen, nach zwei Jahren
aber wieder dicht sind, weil sie nicht tragfähig sind. Frau-
enunternehmen legen Wert darauf, dass ihr Business auch
funktioniert, es geht nicht nur ums Selbstpromoten.

von Helldorff: Ich habe nicht den Eindruck, dass es einen
Gender-Unterschied gibt. Weder bei der Nachfrage nach
Produkten der Material-Mafia noch im Bereich Möbel- oder
Produktdesign. Aber die Sichtbarkeit ist doch ein uraltes
Problem, es ist überall so, dass Männer in der Öffentlich-
keit mehr präsentiert sind als Frauen, warum sollte es bei
nachhaltigen Projekten anders sein?

Die Idee von Wirtschaft basiert auf fortwährendem
Wachstum, gleichzeitig wissen wir, dass das keine
Zukunft hat. Frauen gründen kleinere Unternehmen,
die langsamer wachsen. Spielt Misstrauen gegenüber
der Idee von wirtschaftlichem Wachstum dabei eine
Rolle?

von Helldorff: Es ist tatsächlich kompliziert. Es gibt das
Problem der Überproduktion. Das Recycling steht erst ganz
am Ende des Kreislaufs. Es wäre natürlich viel sinnvoller,
schon viel früher in der Produktionskette einzugreifen,
damit gar nicht erst so viel Müll produziert wird. Recycling
verhindert Müll ja nicht.

Alber: Wenn du davon ausgehst, dass genauso viel konsu-
miert wird, aber der Anteil der recycelten Produkte steigt,
dann muss doch der Anteil von neuem Material im Verhält-
nis kleiner werden. Also verhindert Recycling die Neupro-
duktion.

von Helldorff: Der Anteil von recyceltem Material ist ins-
gesamt so gering, dass es nicht den Bedarf und die Nach-
frage nach Produktion beeinflusst.

Das spricht ja dafür, einen Recycling-Konzern zu
gründen!

Alber: Aus Umweltsicht geht es erst einmal darum, Müll
zu reduzieren, etwa diesen ganzen Verpackungsmüll. Das
andere ist die Frage nach der Langlebigkeit der Produkte.
Einige Drucker haben zum Beispiel Zähler eingebaut, damit
das Gerät nach einer bestimmten Anzahl von Druckvor-
gängen aufhört zu arbeiten. Man soll dann einen neuen
kaufen.

von Helldorff: Wir brauchen andere Kreisläufe, etwa nach
dem cradle-to-cradle-Modell, das sind geschlossene Kreis-
läufe ohne Wertverlust. Dazu brauchen wir neue Materia-
lien und neue Produkte, die heute vielleicht noch sehr
teuer sind. Aber billig kann ja nicht das entscheidende
Argument sein. Man ist längst in der Lage, Produkte zu
bauen, die langlebig sind.

Wirtschaften Frauen anders?
Die WeiberWirtschaft ist längst über die Grenzen Berlins hinaus bekannt: 1989 ins Leben gerufen,

ist sie heute das größte Gründerinnenzentrum Europas. Frauenförderung, ökonomisches Wirtschaf-

ten und ökologische Verantwortung gehen dort Hand in Hand. Geschäftsführerin Katja von der Bey

und Antje Ripking, Projektleiterin der Gründerinnenzentrale, sprachen mit zwei der grünen Unter-

nehmerinnen – über weibliche Sichtbarkeit, Müllvermeidung und Zukunftsfähigkeit.
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Was empfehlt ihr anderen Unternehmerinnen?

von Helldorff: Man sollte nicht denken: Ich bin doch nur
ein Sandkorn. Vielleicht kann man doch eine Veränderung
erreichen, wenn immer mehr Projekte gegründet werden,
die sich anders verhalten. Und man muss keine Angst
haben, damit nicht marktfähig zu sein.

Alber: Wenn man ein neues Unternehmen gründet, sollte
man sich die Idee unter Nachhaltigkeitsthemen ansehen
und klären, ob es vertretbar ist. Wenn nicht, ist es wahr-
scheinlich auch nicht zukunftsfähig. Die Kosten für Energie
und Rohstoffe werden steigen, Produkte und Dienstleistun-
gen, die nicht verträglich sind, werden es sehr schwer ha-
ben. Und dann gibt es Branchen, da kann man nicht viel
falsch machen, zum Beispiel wenn ich nur ein Büro brau-
che und viel mit Menschen zu tun habe. Im Sinne von
Nachhaltigkeit müssen solche Bereiche wie etwa Beratung
oder Therapie mehr werden. Denn die Frage ist ja, was ma-
chen die Menschen künftig mit dem eingesparten Geld,
wenn sie nicht mehr so viel für Energie und neue Produkte
ausgeben? Fahren sie mehr Auto? Haben sie eine größere
Wohnung? Oder stecken sie ihr Geld in andere Sachen wie
etwa die persönliche Entwicklung? In diese Richtung muss
es gehen, es geht um qualitatives oder qualifiziertes
Wachstum. Das ist für mich grüne Ökonomie.

von Helldorff: Wie gibt man sinnvoll sein Geld aus?
Statt sich Schuhe zu kaufen, könnte man doch ein Projekt
unterstützen. Das macht man nur nicht, weil man es nicht
gewohnt ist.

Die Frage ist radikal und attraktiv: Wie lässt sich eine
Post-Konsum-Gesellschaft mit den Lüsten versorgen,
die der Konsum offenbar schafft? Was wäre das für
eine Welt, in der wir weniger Geld brauchen, weniger
verdienen müssen, weniger arbeiten

von Helldorff: Das Stichwort dazu ist Entschleunigung.
Die Produktion muss an den tatsächlichen Verbrauch an-
gepasst werden. Es wird extrem viel verschwendet, denkt
an die Berge von Verpackung oder Lebensmitteln, die
überflüssig sind.

Gleichzeitig wünschen wir uns ein Wachstum der
Frauenunternehmen. Wir möchten, dass Frauen stärker
am gesellschaftlichen Wohlstand teilhaben, dass es
mehr frauengeführte Unternehmen gibt und dass sie
besser verdienen. Es ist von Grund auf falsch, dass Un-
ternehmerinnen 34 % weniger verdienen als Unterneh-
mer und dass Frauen 60 % weniger Rente bekommen.

von Helldorff: Entschleunigung heißt nicht, dass sich
Frauen opfern müssen, weil sie ohnehin weniger verdie-
nen. Die Gesellschaft muss auf jeden Fall daran arbeiten,
egalitärer zu werden.

Alber: Es geht darum, was gegründet wird. Ressourcenver-
brauch und Wachstum müssen nicht miteinander einher-
gehen, wenn es sich um Branchen handelt, die weder ma-
terial- noch energieintensiv sind. Wobei ja die Maßeinhei-
ten für Wachstum so widersinnig sind in unserem System,
dass sogar die ganzen Schäden wachstumsfördernd sind.
Jeder Autounfall steigert das Wirtschaftswachstum, denn
das Auto muss ja anschließend repariert oder ersetzt
werden.

von Helldorff: Man sollte dafür kämpfen, dass Frauen
mehr Unternehmen gründen, die anders funktionieren,
soziale Unternehmen! Damit kann man vielleicht das
ganze System in eine andere Richtung drücken.

Gotelind Alber ist selbstständige Klimaberaterin. Ihr Büro
»Sustainable Energy and Climate Policy« arbeitet internatio-
nal im Bereich Forschung und Beratung.
www.gotelind-alber.eu

Katja von Helldorf ist Inhaberin der Material-Mafia, einer
Vermittlungsbörse von Recyclingmaterial für KünstlerInnen.
Sie bietet Workshops und Kunstkurse zum Thema Upcycling
an. www.material-mafia.com

Leicht überarbeitete und gekürzte Fassung eines Gesprächs
aus dem »Branchenbuch 2012/13 Frauen UNTERNEHMEN,
Branchen & Netzwerke Berlin und Umland«
(www.frauenunternehmen-berlin.de). Wir danken den Auto-
rinnen für die freundliche Genehmigung zum Abdruck.
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Die UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung, Rio+20, war einer der Ausgangspunkte für das Projekt Green
Economy Gender_Gerecht. War doch im Vorfeld Green Economy als eines der beiden Schwerpunktthemen der
Konferenz festgelegt worden, die Ende Juni 2012 in Rio de Janeiro stattfand. Vorausgegangen waren intensive
Vorbereitungen, an denen auch die internationale Frauenbewegung beteiligt war. »Die Zukunft, die wir wollen«
lautet der Titel des Abschlussdokuments – aber ist das auch die Zukunft, die wir brauchen?

Wir haben im September 2012 gemeinsam mit dem Deutschen Frauenrat ein Fachgespräch durchgeführt, bei
dem darüber diskutiert wurde, was die Ergebnisse der Rio+20-Konferenz für die Arbeit von Frauenorganisationen
und Genderexpert_innen hier in Deutschland bedeuten und wie wir gemeinsam an der »Zukunft, die WIR wollen«
bauen können.

Die beiden Hauptreferentinnen, Sascha Gabizon von Women in Europe for a Common Future (WECF), die die
Beteiligung von Frauen an der Rio+20-Konferenz maßgeblich mitorganisierte, und Christa Wichterich, freie
Publizistin und langjährige Begleiterin internationaler Verhandlungen, stellen im Folgenden ihre kontroversen
Einschätzungen vor.

Dranbleiben!
Wer Menschen- und Frauenrechte weltweit durchsetzen will, kann auf die Teilnahme
an UN-Veranstaltungen auch künftig nicht verzichten.

Viele Frauengruppen und andere Repräsentant_innen der
Zivilgesellschaft, die sich in den Vorverhandlungen zum
Rio+20-Gipfel engagierten, zweifelten im Vorfeld an den
Ergebnissen, die ein solcher Gipfel bringen würde. Weshalb
also entschied sich die »Women‘s Major Group« dennoch,
zwei Jahre lang – von 2010 bis 2012 – aktiv an den
Rio+20-Verhandlungen teilzunehmen?

Zunächst, weil wir vor 20 Jahren beim Rio-Gipfel 1992 hart
um die Teilnahme gekämpft hatten, was uns die Anerken-
nung als »Women’s Major Group« und damit als eine von
neun offiziellen UN-Hauptgruppen der Zivilgesellschaft
einbrachte. Es gibt keinen anderen Bereich der Vereinten
Nationen, in dem Frauen so viele Beteiligungsrechte haben
wie im Bereich der nachhaltigen Entwicklung. Doch wo wir
Rechte haben, müssen wir sie auch langfristig verteidigen,
indem wir sie ausüben. Es ist ähnlich wie beim Wahlrecht –
natürlich nehmen wir nach wie vor an Wahlen teil, auch
wenn wir nicht bei jeder Wahl daran glauben, dass die
Gewinner unsere Prioritäten hochhalten werden.

Zudem befindet sich das globale Ökosystem an einem
Wendepunkt: Es wird wohl nicht mehr lange dauern, bis
es unmöglich sein wird, die Meere, das Klima oder die
Artenvielfalt zu retten. Um dieser globalen Zerstörung,
die durch ein unhaltbares Finanz- und Wirtschaftssystem
verursacht wurde, Einhalt zu gebieten, braucht die Welt
internationale Abkommen, die die Ursachen einer nicht
nachhaltigen Entwicklung bekämpfen. Wir haben natio-
nale Regierungen, die sich als zunehmend unfähig erwei-
sen, globale Unternehmen zu regulieren – und wir haben
die Möglichkeit, mithilfe der Vereinten Nationen inter-
nationale Abkommen zu schließen, um die Zerstörung
unserer Umwelt, der Basis allen menschlichen Lebens,
zu stoppen. Auch wenn es der UN an Durchsetzungskraft

fehlt und die Verhandlungen bei den Vereinten Nationen
in der Vorbereitung zum Rio+20-Gipfel langwierig waren
und keine starken Resultate hervorbrachten, die geeignet
erscheinen, unsere globalen Probleme anzugehen, ist es
doch einer der wenigen internationalen Politikprozesse,
der langfristig Lösungen schaffen kann. Daher war es uns
als Women’s Major Group wichtig, Frauenpolitik und Frau-
enrechte dort immer wieder als Thema einzubringen, da
sie wichtiger Teil einer nachhaltigen Entwicklung sind.
Und dies umso mehr, als der Vatikan während der Verhand-
lungen immer wieder das Wort »Gendergleichheit« aus den
Dokumenten streichen wollte und Frauen das Recht auf
sexuelle Selbstbestimmung absprach.

Wir sind daher überzeugt, dass die Teilnahme und das En-
gagement der Women’s Major Group essenziell waren, um
wichtige Ergebnisse zu erzielen und negativen Entwicklun-
gen entgegenzuwirken. So haben wir u.a. eine Stärkung
der Menschenrechte – wie die Bestätigung des Rechts auf
Wasser – und der Frauenrechte – etwa durch die Schaffung
nationaler Instrumente, die auf Gendergleichheit abzielen
– erreicht. Für mich ist daher klar: Rio+20 war ein Gipfel,
um Genderprioritäten auf der Agenda der internationalen
Verhandlungen nach oben zu setzen. Ohne die Teilnahme
von Vertreter_innen der internationalen Frauenbewegung
wäre das nicht möglich gewesen.

Sascha Gabizon
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War da was in Rio de Janeiro 2012? In Medien, Politik und
Öffentlichkeit ist nichts hängen geblieben von der Rio+20-
Konferenz – außer dass es ein Massenauflauf war und Auf-
wand und Ertrag bei den UN in einem immer absurderen
Verhältnis zueinander stehen. Und das in Krisenzeiten.
Die Regierungen waren bezüglich globaler Regeln für den
Umgang mit Ressourcen und Nachhaltigkeit wieder einmal
nicht konsensfähig. In diese Entscheidungslücke stößt
die Privatwirtschaft mit dem Anspruch: »Business takes
the lead«. 1992 lautete die Parole in Rio »Partizipation«,
2002 hieß es bei Rio+10 in Johannesburg »Partnerschaft«,
und 2012 beansprucht die Wirtschaft die Führung! Das
Kernthema der Konferenz war nicht einmal Green Economy,
sondern grundsätzlicher die Ökonomisierung der Natur,
d.h. die Natur als Ware mit einem »Preisschild« zu ver-
sehen und als Spekulationsobjekt zu handeln. Das ist ein
Paradigmenwechsel gegenüber der ersten Rio-Konferenz.
Sie schuf 1992 ein neues Governance-Modell mit starker
zivilgesellschaftlicher Beteiligung und hatte den Anspruch,
Wirtschaftswachstum, Umwelt- und Ressourcenschutz und
soziale Gerechtigkeit im Leitbild der Nachhaltigkeit zu ver-
schränken. Effizienz, politische Regulierung und demokra-
tische Beteiligung von der globalen bis zur lokalen Ebene
– so die Botschaft der Agenda 21. Besonders für Frauen
und das erstmals systematisch erprobte Gender Main-
streaming war die Agenda 21 ein Durchbruch: Sie zollte
Frauen Anerkennung als wichtige Nachhaltigkeitsakteurin-
nen, versprach Partizipation an Entscheidungsmacht und
Rechte an Eigentum und Erbe. Das setzte Gender-Mindest-
standards.

Paradigmenwechsel, Szenenwechsel: 2012 kündigten die
in Rio auf dem People’s Summit versammelten zivilgesell-
schaftlichen Kräfte der Regierungskonferenz die Unterstüt-
zung auf. Die Begründung für die rote Karte zeigt den star-

ken Einfluss von Frauennetzwerken und -organisationen:
1) Sexuelle und reproduktive Rechte sind in der Abschluss-
erklärung nicht benannt, 2) der Atomenergie wird keine
Abfuhr erteilt, 3) es fehlen konkrete Verpflichtungen und
Zeitziele für die Regulierung. Außerdem kritisierten Frau-
enorganisationen, dass die zentrale Rolle von Frauen für
die Ernährungssicherung und für die Anpassung an Klima-
wandel in der Erklärung völlig unterbelichtet ist. Daran
ändert die Tatsache nichts, dass die Floskeln »Gender« und
»Frauen« nach dem alten Prinzip »Beimischen und umrüh-
ren« im Text einige dutzend Male vorkommen.

Den Frauennetzen beim People’s Summit in Rio ging es
vielmehr darum, »nicht in den verpesteten Strom gemain-
streamt zu werden«, wie Bella Abzug, die Hauptorganisa-
torin der Frauenlobby, vor zwanzig Jahren formulierte. Mit
der Parole »Gegen die Vermarktung unserer Körper, unseres
Lebens und der Natur« besetzten die Frauennetzwerke ein
»Global Territory of Women«, wo sie tagelang über fünf
Themenfelder diskutierten: Körper, Energie und Ressour-
cen, Gemeinschaftsgüter (commons), Arbeit und Ernäh-
rung. »Wir wollen dieses Entwicklungsmodell überwinden«,
sagten die Frauen an die Adresse der Regierungskonferenz.
Doch die stellte sich in den Dienst der Kapitalisierung von
Natur und Sozialem. Rio+20 hat jedenfalls keinerlei An-
stalten gemacht, die Weichen umzustellen.

Christa Wichterich

Rio+20:
Die Zukunft, die wir wollen?

Auf Distanz bleiben!
Wer sich der zunehmenden Kapitalisierung von Natur und Sozialem widersetzen will, muss
die Weichen grundsätzlich umstellen.



Es liegt in der Natur der Sache, dass mit öffentlichen Mit-
teln finanzierte Projekte eine begrenzte Dauer haben. Das
ist vor allem dann bitter, wenn die Arbeit jetzt eigentlich
so richtig losgehen könnte. Nach knapp zwei Jahren der
Diskussionen und Positionsentwicklung im Projekt Green
Economy Gender_Gerecht sollte jetzt eigentlich die Phase
der konkreten Umsetzung beginnen. Mit der vorliegenden
Broschüre hoffen wir einen Beitrag dazu zu leisten, dass
diese Umsetzung von den Projektpartnerinnen und den Le-
ser_innen angegangen werden kann. Wir hoffen, dass die
Zusammenfassung unserer Diskussionen und die vorgestell-
ten Beispiele viele Anregungen dazu geben. Dass sie dazu
motivieren, über die ganz konkrete Transformation im ei-
genen Lebensbereich nachzudenken und darüber, was jede
und jeder Einzelne tun kann, um Politik und Wirtschaft
grüner – im Sinne von nachhaltiger, sozialer, ressourcen-
schonender – zu gestalten. Wir freuen uns über Ihre Rück-
meldungen dazu und auch darüber, wie Ihnen unsere Bro-
schüre gefallen hat.

Wir selbst sind bereits Anfang 2013 einen Schritt weiter
gegangen und haben gemeinsam mit Vertreter_innen zivil-
gesellschaftlicher Organisationen aus verschiedenen Re-
gionen der Welt darüber diskutiert, wie die Versorgungs-
arbeit in das grüne Wirtschaften einbezogen werden kann,
welche Sektoren des nachhaltigen Wirtschaftens wachsen
müssen, wie die Bewertung der bezahlten und unbezahlten
Sorgearbeiten aussehen muss und vor allem wie sie ge-
recht verteilt werden kann und welche Strukturen dafür
nötig sind. Die Ergebnisse der Diskussionen können wir
hier leider noch nicht vorstellen, sie werden aber ab Früh-
sommer auf unserer Webseite bereitgestellt.

Gemeinsam mit dem Gründerinnen- und Unternehmerin-
nenzentrum WeiberWirtschaft in Berlin, dem größten
Gründerinnenzentrum Europas, wollen wir ab Frühjahr
2013 einen weiteren Schritt machen und aufzeigen, wie
die Care-Perspektive in kleinen und mittleren Unternehmen
zu einem nachhaltigen, ressourcenarmen und gerechten
Wirtschaften beiträgt und durch welche konkreten Maß-
nahmen diese Beiträge geleistet werden können. Es sollen
Beratungskonzepte und ein Leitfaden entwickelt werden,
um Gründerinnen und Frauenunternehmen bei der Umset-
zung des grünen und sozial gerechten Wirtschaftens zu
unterstützen. In Praxisdialogen findet ein inhaltlicher
Austausch zwischen Unternehmerinnen und potenziellen
Kund_innen über die Nachhaltigkeits- und Gerechtigkeits-

dimensionen von Produktion, Dienstleistungen und Kon-
sum sowie über die erforderlichen Veränderungen bei der
Umsetzung grünen Wirtschaftens – sowohl aufseiten der
Anbieter_innen als auch der Kund_innen – statt.
Wir wollen damit Frauenunternehmen bei der ressourcen-
schonenden und vorsorgenden Unternehmensführung un-
terstützen und sie als Vorbilder für eine sozial- und um-
weltgerechte Green Economy präsentieren. Und wir knüp-
fen damit ganz direkt an die im Interview mit Unterneh-
merinnen auf Seite 32/33 gestellten Forderungen an.

Natürlich wird der Wandel zu nachhaltigem und geschlech-
ter_gerechtem Wirtschaften nur dann richtig Fahrt aufneh-
men, wenn auch die von Männern geführten Unternehmen
dabei mitmachen. Dass sie dabei von den Erfahrungen von
Frauen lernen, ist bereits ein wichtiger Schritt in die rich-
tige Richtung.

In diesem Sinne blicken wir optimistisch in eine grüne und
sozial gerechte Zukunft.

Ulrike Röhr

Mit Optimismus in die Zukunft
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Gülay Çağğlar Dr. rer. pol., arbeitet als wissenschaftliche Mitarbeiterin am Fachgebiet »Gender und Globalisie-
rung« der Landwirtschaftlich-Gärtnerischen Fakultät an der Humboldt-Universität zu Berlin. In ihrer
Promotion ging sie der Frage nach, welchen Einfluss feministische Ökonominnen auf die wirtschafts-
und handelspolitische Agenda von internationalen Organisationen haben.

Daniela Gottschlich Politologin und Germanistin, hat an der Universität Lüneburg zu Gerechtigkeits-, Politik-
und Ökonomieverständnissen im Nachhaltigkeitsdiskurs promoviert. Dort leitet sie auch die Nachwuchs-
gruppe PoNa – Politiken der Naturgestaltung. Ländliche Entwicklung und Agro-Gentechnik zwischen 
Kritik und Vision.

Friederike Habermann Dr. phil. in Politischer Wissenschaft sowie Ökonomin und Historikerin, arbeitet als 
Autorin und freie Wissenschaftlerin. In ihren Forschungen beschäftigt sie sich mit dem Verwobensein
von Herrschaftsverhältnissen, globalen sozialen Bewegungen sowie alternativen Wirtschaftsformen.

Helga Klingbeil-Weber Diplom-Oecotrophologin, ist als Referentin für Hauswirtschaft und Verbraucherthemen
beim Bundesverband der Katholischen Frauengemeinschaft Deutschlands e.V. (www.kfd.de) tätig. Ihre
Arbeitsschwerpunkte sind Klimaschutz und nachhaltiger Konsum. Die Vermittlung von Alltagskompeten-
zen sowie die Erarbeitung von Bildungseinheiten und Materialien zu Verhaltensänderungen sind ihr 
besonderes Anliegen.

Carlotta Köster-Brons Geschäftsführerin des Verbands deutscher Unternehmerinnen e.V. (VdU). Der VdU ist
der einzige deutsche Wirtschaftsverband, der branchenübergreifend die Interessen insbesondere mittel-
ständischer Unternehmerinnen aus Industrie, Handwerk, Handel und Dienstleistung vertritt. Die Mit-
glieder des VdU erwirtschaften zusammen einen Jahresumsatz von 85 Milliarden Euro und beschäftigen
500.000 Mitarbeiter_innen. Seit seiner Gründung 1954 entwickelte sich der VdU zu einer wichtigen
Kraft der deutschen Wirtschaft.

Kora Kristof Habilitierte Volkswirtin, wechselte 2011 vom Wuppertal Institut für Umwelt, Klima, Energie 
zum Umweltbundesamt, um dort die Grundsatzabteilung zu leiten. Ihre Arbeitsschwerpunkte liegen 
bei Modellen gesellschaftlichen Wandels, Innovations- und Ressourcenpolitik.

Uta Meyer-Gräwe Professorin für Wirtschaftslehre des Privathaushalts und Familienwissenschaft an der 
Justus-Liebig-Universität Gießen. Ihre Schwerpunkte in Forschung und Lehre sind: Gender-, Bildungs-
und Zeitforschung, nachhaltiges Haushalten.

Irmhild Nieber Hauswirtschafterin, ist ehrenamtlich als Delegierte des Diözesanverbandes Essen im Ständi-
gen Ausschuss Hauswirtschaft und Verbraucherthemen der Katholischen Frauengemeinschaft Deutsch-
lands e.V. aktiv. Sie ist Mitglied der Redaktionsgruppe, die das Klimaschutzpaket der kfd erstellt hat. 

Sabina Scheuerer ist finanzverantwortliche Sprecherin des Frauenpolitischen Rates Land Brandenburg e.V. 
Der Rat arbeitet seit 1992 als Zusammenschluss von 20 Frauenverbänden, -organisationen, -vereinen
sowie Frauengruppen der Gewerkschaften, Kirchen und Parteien und vertritt mehr als 150.000 organi-
sierte Frauen im Land Brandenburg.

Kira Stein Maschinenbauingenieurin, Vorstandsmitglied des Deutschen Frauenrates, des deutschen Ingenieu-
rinnenbundes und des Kompetenzzentrums Technik – Diversity – Chancengleichheit, ist seit 35 Jahren
u.a. zu den Themen »Frau und Technik« sowie »Technik aus Sicht von Frauen« aktiv.

Sabine Veth arbeitet im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in der Abteilung
Wirtschaft und Umwelt.

Ines Weller Professorin am Forschungszentrum Nachhaltigkeit und Zentrum Gender Studies der Universität
Bremen. Ihre Schwerpunkte in Forschung und Lehre sind nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster
sowie Nachhaltigkeit & Gender im Kontext der sozial-ökologischen Forschung.

Projektleitung

Ulrike Röhr Bauingenieurin und Soziologin, engagiert sich seit mehr als 30 Jahren für die Umsetzung der 
Geschlechtergerechtigkeit in Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik. Ihr Schwerpunkt liegt dabei in den 
Bereichen Energie und Klimaschutz. 
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Der Beirat



LIFE – Bildung, Umwelt, Chancengleichheit e.V. qualifiziert seit 25 Jahren Frauen und
Mädchen in den Bereichen Naturwissenschaft, Technik, Handwerk, Umwelt und Klima-
schutz. Wir entwickeln und erproben neue Bildungsansätze, beraten und begleiten politi-
sche Prozesse im Bereich Gender, Umwelt und Nachhaltigkeit. Wir arbeiten lokal, regional,
bundesweit sowie auf europäischer und internationaler Ebene. Unsere Kooperationspartner
sind Unternehmen, Universitäten, Verbände, Organisationen des öffentlichen Sektors so-
wie Nichtregierungsorganisationen.

genanet – Leitstelle Gender, Umwelt Nachhaltigkeit wurde als Arbeitsbereich 2003 aus der
Taufe gehoben und basiert auf den kontinuierlichen Vernetzungsaktivitäten von LIFE e.V.
im Bereich Frauen und Umwelt bzw. Gender und Nachhaltigkeit. Informieren, koordinie-
ren, Impulse geben, Stellung beziehen – diese Arbeit leistet genanet, das Ziel ist umfas-
sender: neue Konzepte und Ideen zu entwickeln, wie Genderaspekte in den Bereich »Um-
welt und Nachhaltigkeit« erfolgreich integriert werden können. 

Aktuell hat genanet einen Schwerpunkt bei der Green Economy, deren Genderdimensionen
und der Verbindung mit der Care-Ökonomie und wird bei diesen Aktivitäten vom Bundes-
umweltministerium und dem Bundesumweltamt finanziell unterstützt. 

Ebenfalls seit 2003 sind wir bei den Klimaverhandlungen der Vereinten Nationen als 
Beobachterorganisation akkreditiert und arbeiten gemeinsam mit dem von uns mit 
gegründeten internationalen Netzwerk GenderCC – Women for Climate Justice e.V.
(www.gendercc.net) und weiteren Organisationen intensiv an der Berücksichtigung 
der Genderperspektive in der Klimapolitik. 
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Bildung  •  Umwelt  •  ChancengleichheitBildung  •  Umwelt  •  Chancengleichheit



genanet – Leitstelle Gender, Umwelt, Nachhaltigkeit 
LIFE e.V.
Dircksenstraße 47
10178 Berlin
www. genanet.de
www.life-online.de

Konzeption: Ulrike Röhr und Karin Nungeßer

Textredaktion: Karin Nungeßer 

Verantwortlich für den Inhalt: Ulrike Röhr

Gestaltung: designbüro drillich, Bremen

Druck: dieUmweltDruckerei GmbH, Hannover

Klimaneutral gedruckt auf 100% Recyclingpapier, ausgezeichnet 
mit dem Umweltzeichen Blauer Engel

Bildnachweis:
S. 1 Marcelo Moura/stock.XCHNG
S. 5 Kira Stein
S. 6 www.enrico-verworner.de
S. 7 LIFE e.V.
S. 9, 10, 33, 36 Gotelind Alber
S. 10 Markus Beck/fotolia.com; stock.XCHNG
S. 14, S. 15 Alexander Speckmann; Dingfabrik 
S. 16 Stichting Repair Café
S. 18, 19, 20 Anja Wippich (www.anjawippich.com); Sonja Schelper/GOFI-LUZIE
S. 22 www.buergerbus-gransee.de; sk1/photocase.com
S. 23 Brigitte Bonaposta/fotolia.com; line-of-sight/fotolia.com
S. 24 MissX/photocase.com; hennimac/photocase.com
S. 25 jola/photocase.com; Smileus/fotolia.com; HerrSpecht/photocase.com
S. 26, 27 ula.blogsport.de
S. 28 Gemeinde Langenegg
S. 30 Rainer Sturm/pixelio.de; Africa Studio/fotalia.com
S. 34 youthpolicy.org
S. 35 João Cassiano (oben); GGCA

Impressum



www.genanet.de


